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(Nr. 9771.) Geſetz, betreffend den weiteren Erwerb von Eiſenbahnen für den Staat. Vom 
16. Juli 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König bon Preußen ze. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
was 
Die Staatsregierung wird unter Genehmigung der beigedruckten Verträge, 
nämlich: 5 
1. Mai = i 
1) des Vertrages vom ar 1895, betreffend den Uebergang des Weimar⸗ 5 
„ . 
Geraer Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat, . 
2) des Vertrages vom 18./20. Mai 1895, betreffend den Uebergang des Ur 


Saal-Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat, 2 
3) des Vertrages vom 15/16. Juni 1895, betreffend den Uebergang des Ay, 
Werra⸗Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat, f SE 


4) der dieſe Eiſenbahnunternehmungen betreffenden Staatsverträge, nämlich: 


a) des Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Sachſen-Weimar vom D, 
27. Mai 1895, betreffend die zur Zeit den Weimar-Geraer, Saal⸗ e 


und Werra⸗Eiſenbahnunternehmungen angehörigen, im Sachſen— = 
Weimariſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen, 

b) des Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Sachſen-Meiningen 4% 
vom 27. Mai 1895, betreffend die zur Zeit den Weimar-Geraer, = 


Saale und Werra⸗Eiſenbahnunternehmungen angehörigen, im 
Sachſen⸗Meiningenſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen, 
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e) des Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Altenburg 
vom 27/28. Mai 1895, betreffend die zur Zeit dem Weimar 
Geraer⸗ und dem Saal⸗Eiſenbahnunternehmen angehörigen, im 
Sachſen⸗Altenburgiſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen, 

d) des Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Coburg 
Gotha vom 27. Mai 1895, betreffend die zur Zeit dem Werra⸗ 
Eiſenbahnunternehmen angehörigen, im Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen 
Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen, 

e) des Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtadt vom 27. Mai 1895, betreffend die zur Zeit dem Saal⸗ 
Eiſenbahnunternehmen angehörigen, im Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtädtiſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen, 

) des Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Reuß (j. L.) vom 
27. Mai 1895, betreffend die im Reußiſchen Staatsgebiete belegene 
Theilſtrecke des Weimar⸗Geraer⸗Eiſenbahnunternehmens 

zur käuflichen Uebernahme 
1) der Weimar⸗Geraer Eiſenbahn, 
2) der Saal⸗Eiſenbahn, 
3) der Werra⸗Eiſenbahn, . 
A) der Eiſenbahnen von Eisfeld nach Anterneubrunn und von Hildburg⸗ 
hauſen nach Friedrichshall, 
ſowie zum Bau einer Eiſenbahn von Köppelsdorf nach Stockheim 


nach Maßgabe der bezüglichen Vertragsbeſtimmungen ermächtigt. 


§. 2. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, nach Maßgabe der im §. 1 unter 
1 bis 3 gedachten Verträge den Umtauſch von: 

1) 9 000 000 Mark Stammaktien der Weimar⸗Geraer Eiſenbahn in 
Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſolidirten Anleihe 
zum Betrage voennnn 3.000 000 Mark, 

2) 9 900 000 Mark Prioritätsſtammaktien der Wei- 
mar⸗Geraer Eiſenbahn in Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen der dreiprozentigen konſolidirten Anleihe 
zum Betrage vorn 9 900 000 = 

3) 6. 742 800 Mark Stammaktien der Saal⸗Eiſenbahn 
in Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen 
konſolidirten Anleihe zum Betrage von . 3371400 - 

4) 6 750 000 Mark Stammprioritätsaktien der Saal⸗ 

Eiſenbahn in Staatsſchuldverſchreibungen der drei⸗ 
prozentigen konſolidirten Anleihe zum Betrage von 7875000 


Seite ... 24 146 400 Mark 


„„ 


Uebertrag .... 24 146 400 Mark 
5) 12 020 700 Mark Stammaktien der Werra⸗Eiſen⸗ 

bahn in Staatsſchuldverſchreibungen der drei⸗ 

prozentigen konſolidirten Anleihe zum Betrage von 9 015 525 ⸗ 
herbeizuführen und zu dieſem Zweck Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen der dreiprozentigen konſolidirten Anleihe zu dem 
darſtellbaren Geſammtbetrage vonn nnn 33 162 000 Mark 
auszugeben. 

§. 3 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, in Gemäßheit der im $. 1 unter 
1 bis 4 gedachten Verträge: 


a) zur baaren Zuzahlung 
1) auf 9 900 000 Mark Prioritätsſtammaktien der 
Weimar⸗Geraer Eiſenbahn 


, ee 495 000,00 Mark 
2) auf 6 742 800 Mark Stammaktien der Saal 
Eiſenbahn 
die Sunmne ü !n!nßn 337 140,00 = 


3) auf 6 750 000 Mark Stammprioritätsaktien der 
Saal⸗Eiſenbahn 


e a. re 337 500% „ 
4) auf 12 020 700 Mark Stammaktien der Werra⸗ 
Eiſenbahn 
DIE Senne nn note 400 690% „ 


b) zu Abfindungen 
1) an die Direktoren der Weimar⸗Geraer, der Saal⸗ 
und der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
die Summe vorn 450 000,00 „ 
2) an den Aufſichtsrath der Weimar⸗Geraer und 
der Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
die ine ons 64 000% .à̃“ 
3) an die Regierungen von Sachſen⸗Weimar, Sachſen⸗ 
Meiningen, Sachſen⸗Altenburg, Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gotha, Reuß (1. L.) 


die Summe vuaunnnnnnnnnn nn 1500 000% „ 
e) zur Deckung des Bauvorſchuſſes bei der 
Saaleiſenbahn 
die Summe von 180 988,00 „ 
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Uebertrag . ... 3765 318,00 Mark 


d) zur Zahlung des Kaufpreiſes für die 
Eiſenbahnen von Eisfeld nach Unterneu— 
brunn und von Hildburghauſen nach 
Friedrichshall 
Sunne von 781 262,50 -.Ä 


e) zum Bau einer Eiſenbahn von Köppels— 
dorf nach Stockheim 
die Summe ven au 1 609 000,00 = 


zuſammen .... 6 155 580,50 Mark 
zu verwenden und 
J. zur Deckung der im H. 3 unter a bis e vorgeſehenen 
Mittel 
a) die Beſtände der Reſerve-, Erneuerungs-, 
Betriebsergänzungs- und Wirthſchaftsfonds, 
deren Höhe Ende Dezember 1894 ...... 2 113 257,00 Mark 
betrug, ſobald dieſe Fonds dem Staate zu⸗ 
gefallen ſein werden, 
b) den von Meiningen zum Bau der Bahn 
von Köppelsdorf nach Stockheim zu leiſtenden 
ZJuſchf d 20. we se 722 000,0 „ 
zuſammen .... 2 835 257,00 Mark 
zu verwenden. 
II. zur Deckung des alsdann noch verbleibenden Be⸗ 


trages von höchſtens runde ee 3 320 500,00 Mark 
Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 


H. 4. 

Der Minifter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden 
ermächtigt, bei dem Umtauſch von Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen, ſofern 
die Anzahl der eingereichten Stücke den nach den abgeſchloſſenen Verträgen für 
den Umtauſch maßgebenden Verhältnißzahlen nicht entſpricht, die Ausgleichung des 
in Schuldverſchreibungen nicht darſtellbaren Ueberſchußbetrages durch Baarzahlung 
zu bewirken, wobei der zu zahlende Betrag nach dem um ein Prozent verminderten 
Kurſe, welcher für Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen konſolidirten 
Anleihe vor dem Tage des Umtauſches zuletzt an der Berliner Börſe bezahlt worden 
iſt, berechnet wird. 

§. 5. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden 
ermächtigt, bei der Auflöſung der im $. 1 unter 1 bis 3 genannten Geſellſchaften 


J 


nach Maßgabe der daſelbſt bezeichneten Verträge den Kaufpreis für den Erwerb 
der Bahnen unter Verwendung der in den $$.2 und 3 bewilligten Mittel zu 
zahlen, beziehungsweiſe auf die Staatskaſſe zu übernehmen. 

Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, die bisher begebenen Anleihen 
der in dieſem Geſetze bezeichneten Eiſenbahnunternehmungen, ſoweit dieſelben nicht 
inzwiſchen getilgt ſind, zur Rückzahlung zu kündigen, ſowie auch den Inhabern 
der Schuldverſchreibungen dieſer Anleihen die Rückzahlung der Schuldbeträge oder 
den Umtauſch gegen Staatsſchuldverſchreibungen anzubieten und die Bedingungen 
des Angebots feſtzuſetzen. Die hierzu erforderlichen Mittel find durch Veraus⸗ 
gabung eines entſprechenden Betrages von Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen. 


H. 6. 

Ueber die Ausführung der im F. 5 getroffenen Beſtimmungen hat die 
Staatsregierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung Rechenſchaft zu geben. 

= $.7. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuß, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld- 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen ($$. 2, 3 und 5), beſtimmt, ſoweit nicht 
durch die im F. 1 angeführten Verträge Beſtimmung getroffen iſt, der Finanz⸗ 
miniſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihen und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


H. 8. 

Die Staatsregierung wird auf Grund des F. 5 unter à des Geſetzes vom 
24. Februar 1850, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und Bildung 
einer Staatsſchuldenkommiſſion (Geſetz-Samml. S. 57), ermächtigt, die Verwaltung 
der Anleihekapitalien der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu übertragen. 

Die behufs der Tilgung eingelöſten oder angekauften Obligationen werden 
nach Vorſchrift des §. 17 des bezeichneten Geſetzes vom 24. Februar 1850 ver⸗ 
nichtet und die Geldbeträge öffentlich bekannt gemacht. 


ERS 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im F. 1 bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider 
Häuſer des Landtages. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandtheile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen und auf die unbeweglichen inſoweit nicht, als 
dieſelben nach der Erklärung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten für den 
Betrieb der betreffenden Eiſenbahn entbehrlich ſind. 
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| gi. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage feiner Verkündigung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. M. „Hohenzollern“, den 16. Juli 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Frhr. v. Hammerſtein. 


Anlage 1. 


vertrag, . 
betreffend 


den Uebergang des Weimar⸗Geraer Eiſenbahnunternehmens auf den 
Preußiſchen Staat. 


Jwiſchen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch den Wirk⸗ 
lichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Kirchhoff als Kommiſſar des Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten und den Geheimen Finanzrath Lehmann als Kommiſſar 
des Finanzminiſters einerſeits, und der Direktion der Weimar⸗Geraer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft andererſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, 
ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vor⸗ 
genannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


GL 

Die Weimar-Geraer Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat 
ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 
Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und 
Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien⸗ 
beſtände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem Weimar-Geraer Eiſenbahnunter⸗ 
nehmen zuſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme 
auf den Preußiſchen Staat über. 


— Ba — 


$,2. 

Der für die Abtretung dieſer Rechte ($. 1) vom Preußiſchen Staate zu 
zahlende Kaufpreis beträgt 2325 000 Mark. 

Außerdem übernimmt der Preußiſche Staat die Prioritätsanleihe, ſowie alle 

ſonſtigen Schulden der Weimar⸗Geraer Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


$. 3. 
Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Weimar⸗Geraer Eiſenbahngeſellſchaft. 
Die Liquidation wird für Rechnung des Preußiſchen Staates von der 
ſeitens des Königlich Preußiſchen Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeich⸗ 
nenden Königlichen Behörde bewirkt. 


$. 4. 

Der Preußiſche Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Ge⸗ 
ſellſchaft an, den Inhabern von Aktien der Weimar⸗Geraer Eiſenbahngeſellſchaft 
gegen Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zu⸗ 
gehörigen Talons⸗ und Dividendenſcheinen für 1895 und folgende eine Abfin⸗ 
dung anzubieten, und zwar: 

a) für je eine Stammaktie a 300 Mark Schuldverſchreibungen der drei⸗ 
prozentigen konſolidirten Preußiſchen Staatsanleihe zum Nennwerthe von 
einhundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1895, 

b) für je eine Stammprioritätsaktie & 600 Mark Schuldverſchreibungen 
der dreiprozentigen konſolidirten Preußiſchen Staatsanleihe zum Nenn⸗ 
werthe von ſechshundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 
1. Januar 1895, ſowie eine baare Zuzahlung von 30 Mark für jede 
Stammprioritätsaktie. 

Der Preußiſche Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär 
der Geſellſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das 
ſtatutariſche Stimmrecht aus. 
= Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um⸗ 
tauſche wird der Preußiſche Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


§. 5. 

Der Preußiſche Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung 
der Geſellſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für 
die Abtretung des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die umge⸗ 
tauſchten Aktien (F. 4) entfallenden Liquidationsbetrages behufs ſtatutmäßiger 
Vertheilung an die Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 
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Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


$. 6. 

Die Uebergabe des Kaufobjektes wird am 1. des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrages folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 
1895 ab die Verwaltung und der Betrieb des Weimar-Geraer Eiſenbahnunter⸗ 
nehmens für Rechnung des Preußiſchen Staates erfolgen, ſo daß alſo die Ein— 
künfte der Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Weimar⸗Geraer Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die 
Verwaltung im Intereſſe des Preußiſchen Staates in bisheriger Weiſe durch 
ihre Verwaltungsorgane führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen An- 
gelegenheiten der vorgängigen Zuſtimmung des Königlich Preußiſchen Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Vertrages 
das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an den 
Preußiſchen Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des 
Grundeigenthums auf denſelben ſoll derjenige Beamte der Weimar-Geraer Eifen- 
bahngeſellſchaft zur Abgabe der Auflaſſungserklärung beziehungsweiſe zur Eigen— 
thumsübertragung ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle die Groß— 
herzoglich Sächſiſche Staatsregierung benennen wird. 


TE 

In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Ueberganges deſſelben auf den Preußiſchen Staat verbleibt es bei den Beſtim⸗ 
mungen des Statuts. 

Der Aufſichtsrath hat das Intereſſe der Weimar-Gerger Eiſenbahngeſellſchaft 
gegenüber dem Preußiſchen Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichts— 
rath alljährlich in bisheriger ſtatutmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung 
von Aktien der Geſellſchaft ſeitens des Direktors bedarf es fernerhin nicht mehr. 

Die gegenwärtigen Mitglieder des Aufſichtsraths erhalten an Stelle der 
ihnen ſtatutmäßig zuſtehenden Tantieme, welche ihnen zuletzt für das Jahr 1894 
gewährt wird, eine aus dem Reſerve- beziehungsweiſe Erneuerungsfonds zu ent⸗ 
nehmende einmalige Geſammtabfindung von 40000 Mark. 
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$. 8. 

Das geſammte Beamten⸗ und Dienſtperſonal der Weimar⸗Geraer Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, mit Ausnahme des zeitigen Direktors der Geſellſchaft, tritt mit 
dem Uebergange des Unternehmens auf den Preußiſchen Staat in den Dienſt 
der Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des 
Ueberganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamtenpenſions⸗ und Unterſtützungskaſſe der Weimar⸗Geraer Eiſen⸗ 
bahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, infoweit nicht im Einver⸗ 
ſtändniß mit der zuſtändigen Kaſſenvertretung eine anderweitige Regelung ſtattfindet. 

Der Preußiſche Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſe von 
der Weimar⸗Geraer Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. 
Die reglementsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Ver⸗ 
waltung der Weimar⸗Geraer Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 

Dem zeitigen Direktor bleiben feine vertragsmäßigen Anſprüche vermögens⸗ 
rechtlicher Natur gewahrt, ſofern nicht ein Abkommen mit ihm wegen Ablöſung 
feiner Anſprüche oder wegen feines Uebertritts in den Preußiſchen Staatseiſenbahn⸗ 
dienſt getroffen werden ſollte. 

§. 9. ö 

Seitens der Königlich Preußiſchen Staatsregierung wird die Genehmigung 
der Landesvertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juli 1896 erlangt worden iſt. 


9 0. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Weimar⸗Geraer Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzu⸗ 
ſehen iſt. 

Berlin, den 4. Juni 1895. 


(L. S.) Kirchhoff. (L. S.) Lehmann. 


Weimar, den 31. Mai 1895. 


Die Direktion der Weimar⸗Geraer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Ernſt Kohl. 
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Anlage 2. 


vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Saal⸗Eiſenbahnunternehmens auf den 
Preußiſchen Staat. 


Zdwiſchen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch den 
Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Kirchhoff als Kommiſſar des Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten und den Geheimen Finanzrath Lehmann als Kommiſſar 
des Finanzminiſters einerſeits, und der Direktion der Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
andererſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie 
nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorge⸗ 
nannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


8.1 

Die Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat ihr 
eſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 
Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und 
Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien⸗ 
beſtände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem Saal-Eiſenbahnunternehmen zu 
ſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf den 
Preußiſchen Staat über. 


§. 2. 
Der für die Abtretung dieſer Rechte (§. 1) vom Preußiſchen Staate zu 
zahlende Kaufpreis beträgt 1349 280 Mark. 
Außerdem übernimmt der Preußiſche Staat die Prioritätsanleihe ſowie alle 
ſonſtigen Schulden der Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


F. 3. 

Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die Liquidation wird für Rechnung des Preußiſchen Staates von der 
ſeitens des Königlich Preußiſchen Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeich⸗ 
nenden Königlichen Behörde bewirkt. 
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§. 4. 

Der Preußiſche Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der 
Geſellſchaft an, den Inhabern von Aktien der Saal-⸗Eiſenbahngeſellſchaft gegen 
Abtretung ihrer Rechte, das heißt gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zu⸗ 
gehörigen Talons und Dividendenſcheinen für 1895 und folgende eine Abfindung 
anzubieten und zwar: 

a) für je eine Stammaktie à 300 Mark eine Schuldverſchreibung der drei⸗ 
prozentigen konſolidirten Preußiſchen Staatsanleihe zum Nennwerthe 
von einhundert und fünfzig Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 
1. Januar 1895, ſowie eine baare Zuzahlung von 15 Mark für 
jede Aktie, 

b) für je eine Stammprioritätsaktie & 300 Mark Schuldverſchreibungen 
der dreiprozentigen konſolidirten Preußiſchen Staatsanleihe zum Nenn⸗ 
werthe von dreihundert und fünfzig Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit 

vom 1. Januar 1895, ſowie eine baare Zuzahlung von 15 Mark für 
jede Aktie. 

Der Preußiſche Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär 
der Geſellſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe feines Beſitzes an Aktien das 
ſtatutariſche Stimmrecht aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich 
von der Perfektion dieſes Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie Eine Stimme 
gewährt, wogegen die Vorſchriften im F. 23 des Geſellſchaftsſtatuts außer 
Kraft treten. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um⸗ 
tauſche wird der Preußiſche Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


N a $. 5. 

Der Preußiſche Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung 
der Geſellſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für 
die Abtretung des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien (F. 4) entfallenden Liquidationsbetrages behufs ſtatutmäßiger Vertheilung 
an die Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf: 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe 
gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

4 Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle einge⸗ 
zahlt, daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund 
eines die Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils er⸗ 
folgen darf. a 
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F. 6, 

Die Uebergabe des Kaufobjekts wird am 1. des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrages folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 
1895 ab die Verwaltung und der Betrieb des Saal⸗Eiſenbahnunternehmens für 
Rechnung des Preußiſchen Staates erfolgen, ſo daß alſo die Einkünfte der Bahn 
ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. net | 

Die Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die Verwaltung 
im Intereſſe des Preußiſchen Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Verwaltungs⸗ 
organe führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten der 
vorgängigen Zuſtimmung des Königlich Preußiſchen Miniſters der öffentlichen 
Arbeiten verſichern. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Ver⸗ 
trages das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
den Preußiſchen Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung 
des Grundeigenthums auf denſelben ſoll derjenige Beamte der Saal⸗Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft zur Abgabe der Auflaſſungserklärung beziehungsweiſe zur Eigenthums⸗ 
übertragung ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle die Großherzoglich 
Sächſiſche Staatsregierung benennen wird. ; 


§. 7. 51 a 

In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Ueberganges deſſelben auf den Preußiſchen Staat verbleibt es bei den Beſtim⸗ 
mungen des Statuts. | 

Der Aufſichtsrath hat das Intereſſe der Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft gegen⸗ 
über dem Preußiſchen Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Vertrages 
handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichts⸗ 
rath alljährlich in bisheriger ſtatutmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung 
von Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder der Direktion bedarf es fernerhin 
nicht mehr. n 

5 Die gegenwärtigen Mitglieder des Aufſichtsraths erhalten an Stelle der 
ihnen ſtatutmäßig zuſtehenden Bezüge, welche ihnen zuletzt für das Jahr 1894 
gewährt werden, eine aus dem Reſerve⸗ beziehungsweiſe Erneuerungsfonds zu 
entnehmende einmalige Geſammtabfindung von 24 000 Mark,. 575175 


$. 8. 

Das geſammte Beamten und Dienſtperſonal der Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft, 
mit Ausnahme des zeitigen Direktors der Geſellſchaft, tritt mit dem Uebergange des 
Unternehmens auf den Preußiſchen Staat in den Dienſt der Königlichen Ver⸗ 
waltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueberganges be 
ſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 


Fr OEM 


Die Beamtenpenſions⸗ und Unterſtützungskaſſe der Saal⸗Eiſenbahn bleibt 
nach dem betreffenden Reglement beſtehen, inſoweit nicht im Einverſtändniß mit 
der zuſtändigen Kaſſenvertretung eine anderweitige Regelung ſtattfindet. 

Der Preußiſche Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſe von 
der Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die regle⸗ 
mentsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Verwaltung 
der Saal⸗Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 

Dem zeitigen Direktor bleiben ſeine vertragsmäßigen Anſprüche vermögens⸗ 
rechtlicher Natur gewahrt, ſofern nicht ein Abkommen mit ihm wegen Ablöſung 
feiner Anſprüche oder wegen ſeines Uebertritts in den Preußiſchen Staatseiſenbahn⸗ 
dienſt getroffen werden ſollte. 


Seitens der Königlich Preußiſchen Staatsregierung wird die Genehmigung 
der Landesvertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juli 1896 erlangt worden iſt. 
8 $. 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen haben, ſo 
daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzuſehen iſt. 


Berlin, den 20. Mai 1895. 
(L. S.) Kirchhoff. (L. S.) Lehmann. 


Jena, den 18. Mai 1895. 


Die Direktion der Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Mirus. 


Anlage 3. 
vertrag, 


betreffend 


den Uebergang des Werra⸗Eiſenbahnunternehmens auf den 
Preußiſchen Staat. 


Ipwiſchen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch den Wirk 

lichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Kirchhoff als Kommiſſar des Miniſters 

der öffentlichen Arbeiten und den Geheimen Finanzrath Lehmann als Kommiſſar 
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des Finanzminiſters einerſeits, und der Direktion der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
andererſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie 
nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vor⸗ 
genannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


Ser. 

Die Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat ihr ge 
ſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 
Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und 
Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, einſchießlich des 
Wirthſchaftsfonds, die Materialienbeſtände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem 
Werra⸗Eiſenbahnunternehmen zustehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend 
welche Ausnahme auf den Preußiſchen Staat über. N 


$. 2. 
Der für die Abtretung dieſer Rechte (§. 1) vom Preußiſchen Staate zu 
zahlende Kaufpreis beträgt 5 006 900 Mark. | 
Außerdem übernimmt der Preußiſche Staat die Prioritätsanleihen ſowie 
alle ſonſtigen Schulden der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


$. 3. 
Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 
Die Liquidation wird für Rechnung des Preußiſchen Staates von der 
ſeitens des Königlich Preußiſchen Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu be⸗ 
zeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 


f $. 4. 

Der Preußiſche Staat ift verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Ge⸗ 
ſellſchaft an, den Inhabern von Aktien der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft gegen 
Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen 
Talons und Dividendenſcheinen für 1895 und folgende eine Abfindung an⸗ 
zubieten und zwar: 

für je zwei Stammaktien à 300 Mark Schuldverſchreibungen der 
dreiprozentigen konſolidirten Preußiſchen Staatsanleihe zum Nennwerthe 
von 450 Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1895, 
ſowie eine baare Zuzahlung von 10 Mark für jede Aktie. 

Der Preußiſche Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär 
der Geſellſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das 
ſtatutariſche Stimmrecht aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich 
von der Perfektion dieſes Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie Eine Stimme 


ER 


gewährt, wogegen die Vorſchriften im $. 26 des Geſellſchaftsſtatuts außer Kraft 
treten. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt 6 Mal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um⸗ 
tauſche wird der Preußiſche Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 

$. 5. 

Der Preußiſche Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung 
der Geſellſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für 
die Abtretung des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die um⸗ 
getauſchten Aktien ($. 4) entfallenden Liquidationsbetrages behufs ſtatutmäßiger 
Vertheilung an die Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf— 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe 
gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


$. 6. 

Die Uebergabe des Kaufobjektes wird am 1. des zweiten auf die Per⸗ 
fektion dieſes Vertrages folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 
1. Januar 1895 ab die Verwaltung und der Betrieb des Werra-Eiſenbahn⸗ 
unternehmens für Rechnung des Preußiſchen Staates erfolgen, ſo daß alſo die 
Einkünfte der Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die Verwaltung 
im Intereſſe des Preußiſchen Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Verwaltungs⸗ 
organe führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten der 
vorgängigen Zuſtimmung des Königlich Preußiſchen Miniſters der öffentlichen 
Arbeiten verſichern. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Ver⸗ 
trages das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
den Preußiſchen Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung 
des Grundeigenthums auf denſelben ſoll derjenige Beamte der Werra-Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft zur Abgabe der Auflaſſungserklärung beziehungsweiſe zur Eigenthums⸗ 
übertragung ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle die Herzoglich 
Sachſen⸗Meiningenſche Staatsregierung benennen wird. 


g N . 

In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkt des 
Ueberganges deſſelben auf den Preußiſchen Staat verbleibt es bei den Be 
ſtimmungen des Statuts. 
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Der Verwaltungsrath hat das Intereſſe der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
gegenüber dem Preußiſchen Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Verwaltungs⸗ 
rath alljährlich in bisheriger ſtatutmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung 
von Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Verwaltungsraths bedarf 
es fernerhin nicht mehr. 

9 8 

Das geſammte Beamten» und Dienſtperſonal der Werra⸗Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft, mit Ausnahme des Vorſitzenden der Geſellſchaftsdirektion, tritt mit dem 
Uebergange des Unternehmens auf den Preußiſchen Staat in den Dienſt der 
Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueber⸗ 
ganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamtenpenſionskaſſe der Werra⸗Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden 
Reglement beſtehen, inſoweit nicht im Einverſtändniß mit der zuſtändigen Kaſſen⸗ 
vertretung eine anderweitige Regelung ſtattfindet. 

Der Preußiſche Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſe von 
der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die regle⸗ 
mentsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Verwaltung 
der Werra⸗Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 

Der zeitige Direktor erhält im Falle der Aufgabe der ihm vertragsmäßig 
zuſtehenden Rechte und Kompetenzen bei dem Uebergange der Verwaltung des 
Werra⸗Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat eine aus dem Reſerve⸗ 
fonds zu entnehmende einmalige baare Abfindung von 150 000 Mark. Der vor⸗ 
bezeichnete Betrag ermäßigt ſich, inſofern ein Abkommen wegen des Vebertritts 
des Direktors in den Preußiſchen Staatseiſenbahndienſt geſchloſſen werden ſollte, 
um den darin zu vereinbarenden Betrag. 


§. 9 

Die Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft hat die dem Bayeriſchen Staate gehörige 
Strecke von der Coburgiſch-Bayeriſchen Landesgrenze bis Lichtenfels von dieſem 
gepachtet. Mit dem Zeitpunkte des Ueberganges der Werra⸗Eiſenbahn auf den 
Preußiſchen Staat ſcheidet die Werra⸗Eiſenbahn in Vorausſetzung der Zuſtimmung 
des Bayeriſchen Staates aus dieſem Vertragsverhältniß aus und tritt der Preußiſche 
Staat mit dem gleichen Zeitpunkte an die Stelle der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
mit denſelben Rechten und Pflichten in dies Vertragsverhältniß ein. 


$. 10. 


Seitens der Königlich Preußiſchen Staatsregierung wird die Genehmigung 


der Landesvertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 
Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juli 1896 erlangt worden iſt. 
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§. 11. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen haben, fo 
daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzuſehen iſt. f 

Berlin, den 16. Juni 1895. 


(L. S.) Kirchhoff. (L. S.) Lehmann. 


Meiningen, den 15. Juni 1895. 


Die Direktion der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Graeger. 


Anlage 4. 


Staatsvertrag 
zwiſchen 


Preußen und Sachſen⸗Weimar, betreffend die zur Zeit den Weimar⸗ 
Geraer, Saal⸗ und Werra⸗Eiſenbahnunternehmungen angehörigen, im 
Sachſen⸗Weimariſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen. 


Unter der Vorausſetzung, daß mit der Weimar⸗Geraer, Saal⸗ und Werra⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft wegen des Ueberganges ihrer Unternehmungen auf den 
Preußiſchen Staat eine Verſtändigung herbeigeführt werden wird, haben zum 
Zwecke der hierdurch erforderlich werdenden anderweiten Regelung der Verhältniſſe 
der zu den genannten Unternehmungen gehörigen Strecken, ſoweit dieſelben auf 
Großherzoglich Sächſiſchem Staatsgebiete liegen, zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der König von Preußen: \ 

Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Hermann 
Kirchhoff und Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich 
Lehmann, 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Staatsrath Karl Rothe und Allerhöchſt⸗ 
ihren Geheimen Regierungsrath Dr. Karl Slevogt, 

von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Rati⸗ 
fikation, folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt. 
Geſeh⸗Samml. 1895. (Nr. 97710) 64 
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Artikel J. 

Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung erklärt ſich damit einverſtanden, 
daß das Weimar⸗Geraer, Saal⸗ und Werra⸗Eiſenbahnunternehmen nach Maß⸗ 
gabe der zwiſchen der Preußiſchen Staatsregierung und den vorgenannten Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaften abgeſchloſſenen beziehungsweiſe abzuſchließenden Verſtaatlichungs⸗ 
verträge auf den Preußiſchen Staat übergeht. 


Artikel IL 

Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung überträgt von dem Tage ab, an 
welchem die Direktionen der im Artikel I genannten Eiſenbahngeſellſchaften die 
Verwaltung ihrer Unternehmungen an die von der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
gierung zu bezeichnende Königliche Behörde übergeben, auf den Preußiſchen Staat 
das ihr nach den wegen der im Artikel J genannten Eiſenbahnen abgeſchloſſenen 
Staatsverträgen, den Statuten dieſer drei Eiſenbahngeſellſchaften, ſowie den den 
letzteren ertheilten Konzeſſionen zuſtehende Aufſichtsrecht. 


Artikel III. 

Die Landeshoheit über die im Großherzoglich Sächſiſchen Gebiete belegenen 
Strecken der im Artikel I genannten Eiſenbahnen bleibt der Großherzoglich Sächſi⸗ 
ſchen Regierung vorbehalten, und ſoll hinfort unter Beobachtung der nachſtehen⸗ 
den Beſtimmungen ausgeübt werden: 

1) Die allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege in Bezug auf alle 
Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Großherzoglich Sächſi⸗ 
ſchen Staatsbehörden. 

2) Die Handhabung der Bahnpolizei auf den im Großherzogthum Sachſen 
belegenen Eiſenbahnſtrecken erfolgt durch die Königlich Preußiſchen 
Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag der Königlich 
Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zuſtändigen Großherzoglichen 
Behörden in Pflicht zu nehmen ſind. 

3) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich der 

im Großherzogthum Sachſen belegenen Eiſenbahnſtrecken den betreffen⸗ 
den Großherzoglich Sächſiſchen Organen ob. Dieſelben werden den 
Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 
Auf die Gemeindebeſteuerung der Bahnſtrecken innerhalb des Groß⸗ 
herzoglich Sachſen-Weimariſchen Staatsgebietes, insbeſondere auf die 
Berechnung des gemeindeſteuerpflichtigen Reineinkommens und deſſen 
Vertheilung unter die betheiligten Gemeinden finden vom 1. Januar 
1896 an die Beſtimmungen des Preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 152) oder der 
künftighin etwa an deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetze in der gleichen 
Weiſe Anwendung, als wenn die Bahnen auf Königlich Preußiſchem 
Gebiete gelegen wären. 
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Die Zahlung erfolgt alljährlich bis zum 1. Juli für das voraus⸗ 
gegangene Kalenderjahr. 

Bei Feſtſtellung des Verhältniſſes, nach welchem die von der 
Weimar⸗Geraer, Saal- und Werrabahn berührten, auf Großherzoglich 
Sachſen⸗Weimariſchem Gebiete gelegenen Gemeinden gemäß der Be⸗ 
ſtimmungen des F. 47 Abſatz 2 beziehungsweiſe Abſatz 1 unter b des 
Preußiſchen Kommunalſteuergeſetzes an dem gemeindeſteuerpflichtigen 
Einkommen der für Rechnung des Preußiſchen Staates verwalteten 
Eiſenbahnen betheiligt werden, ſollen nur diejenigen Ausgaben an Ge- 
hältern und Löhnen zu Grunde gelegt werden, welche aus dem Betriebe 
der vorſtehend genannten Bahnen erwachſen. 

Eine weitere Beſteuerung der betreffenden Eiſenbahnſtrecken durch 
die Gemeinden oder andere korporativen Verbände wird die Groß: 
herzoglich Sächſiſche Regierung nicht zulaſſen. Sofern dieſer Ver⸗ 
einbarung zuwider ſolche Steuern oder Abgaben zur Erhebung gelangen 
ſollten, hat die Großherzoglich Sächſiſche Regierung die hierfür ge⸗ 
leiſteten Ausgaben zu erſtatten. 

An Stelle des Eiſenbahnabgabeantheils, welcher von den im Artikel I 
genannten Eiſenbahnunternehmungen dem Großherzogthum Sachſen 
zuſteht, iſt auf die Dauer von fünf Jahren, vom 1. Januar 1895 
ab, eine Averſtonalvergütung von jährlich 10 000 Mark zu zahlen. 
Nach Ablauf dieſer Friſt erfolgt die Erhebung dieſer Abgabe nach 
Analogie des Weimariſchen Geſetzes vom 18. März 1873, ſoweit nicht 
die Feſtſtellung eines Averſums auf einen ſpäteren Zeitraum zwiſchen 
den beiderſeitigen Staatsregierungen vereinbart wird. 

Im Weiteren wird von dem Grund- und Gebäudebeſitz der 
fraglichen Eiſenbahnunternehmungen die Grund- und Gebäudeſteuer 
nach den allgemeinen Beſtimmungen der jeweiligen Landesgeſetzgebung 
erhoben. 

a Die Großherzogliche Regierung verpflichtet ſich, von den im 

Artikel 1 genannten Eiſenbahnunternehmungen anderweite Staatsſteuern 
nicht zu erheben. 
Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung ſowie 
auf die Feſtſtellung des Fahrplanes für die im Artikel I genannten 
Eiſenbahnen ſteht der Großherzoglich Sachſen-Weimariſchen Regierung 
eine Einwirkung nicht zu; jedoch ſoll die Aufſtellung von Bahnhofs⸗ 
projekten und die Aenderung des Perſonenzug-Fahrplans nur nach vor⸗ 
gängigem Benehmen mit der Großherzoglichen Regierung erfolgen, 
damit den Wünſchen derſelben die thunlichſte Berückſichtigung nicht 
verſagt werde. Es ſollen übrigens in den Tarifen für die Bahnen 
keine höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen, als in den all⸗ 
gemeinen Tarifen und den allgemeinen Ausnahmetarifen für die Bahn⸗ 
ſtrecken des angrenzenden Preußiſchen eee 
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7) Für die Einziehung von Stationen (einſchließlich Halteſtellen und Halte: 
punkten), für die Neueinrichtung ſolcher innerhalb des Großherzoglich 
Sächſiſchen Gebiets, ſowie für die Einſtellung des Betriebes auf den 
jetzt innerhalb des Großherzogthums betriebenen Strecken der im Artikel I 
genannten Eiſenbahnen iſt die Zuſtimmung der Großherzoglichen Re⸗ 
gierung erforderlich. 

8) Ein Recht auf den Erwerb der in Sachſen⸗Weimar belegenen Strecken 
der im Artikel 1 genannten Eiſenbahnen wird die Großherzoglich 
Sächſiſche Regierung nicht in Anſpruch nehmen, dagegen bedarf ein 
Verkauf der gedachten Bahnen oder einzelner Strecken derſelben, ſoweit 
ſie auf Großherzoglich Sächſiſchem Gebiet liegen, an einen anderen 
Käufer als das Reich, ebenſo die Uebertragung des Betriebes auf 
einen anderen Betriebsunternehmer, der Zuſtimmung der Großherzoglich 
Sächſiſchen Staatsregierung. 

9) An den im Gebiete des Großherzogthums Sachſen belegenen Strecken 
der im Artikel 1 genannten Eiſenbahnen ſollen nur die Hoheitszeichen 
der Großherzoglichen Regierung angebracht werden. 

10) Der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung bleibt vorbehalten, die Hand⸗ 
habung der ihr über die betreffenden Bahnſtrecken zuſtehenden Hoheits⸗ 
rechte, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahnverwaltung 
einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen. 

Dieſe Behörde beziehungsweiſe dieſer Kommiſſarius hat die Be⸗ 
ziehungen der Großherzoglichen Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung 
in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der 
zuſtändigen Polizei⸗ oder Gerichtsbehörde geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich an dieſe Behörde beziehungs⸗ 
weiſe an dieſen Kommiſſar in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben 
gehörenden Angelegenheiten zu wenden. 


Artikel IV. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung der im 
Artikel I genannten Eiſenbahnen die Verkehrs- und volkswirthſchaftlichen Intereſſen 
des Großherzogthums Sachſen in gleichem Maße berückſichtigen, wie die ent⸗ 
ſprechenden Iflerrſſen der Preußiſchen Landestheile. Sie wird weder im Per⸗ 
ſonen⸗ noch im Güterverkehre zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich 
der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich der Beförderungspreiſe einen Unterſchied 
machen. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Großherzoglich Sächſiſchen 
Gebiete ſtationirt ſind, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörig⸗ 
keitsverhältniſſes. Die Beamten der im Großherzogthum Sachſen belegenen 
Eiſenbahnſtrecken ſind rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten 
beziehungsweiſe den Auſſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, 


„ 


im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren 
Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der⸗ 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Großherzoglich Sächſiſchen Staatsgebietes 
ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls 
geeignete Militäranwärter, unter welchen die Großherzoglich Sächſiſchen Staats⸗ 
angehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen 
nicht zu ermitteln ſind. 

Artikel V. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird anderen Eiſenbahnunternehmungen 
den Anſchluß an die Bahn auf den innerhalb des Großherzogthums Sachſen 
belegenen Stationen auf Verlangen der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung 
nicht verſagen. Ueber die hierbei etwa erforderlich erſcheinenden beſonderen Ver⸗ 
einbarungen werden die hohen vertragſchließenden Regierungen ſich in jedem 
einzelnen Falle verſtändigen. ö 

In Betreff des Anſchluſſes der Felda⸗Bahn bewendet es bei dem Vertrage 
zwiſchen dem Großherzoglich Sächſiſchen Staatsminiſterium und der Werra⸗Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft vom 8. Mai 1878. 


Artikel VI. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung und dem 
Betriebe der im Artikel 1 genannten Eiſenbahnen den übrigen im Großherzogthum 
Sachſen gelegenen Eiſenbahnen unter Beachtung der allgemeinen Verkehrsintereſſen 
jede billige Rückſicht und Förderung zu Theil werden laſſen. 


Artikel VII. 


Die Großherzoglich Sachſen⸗Weimariſche Regierung hat für die Stamm⸗ 
aktien der Weimar⸗Geraer und Werra⸗Eiſenbahn eine Zinsgarantie geleiſtet, aus 
welcher ihr unter beſtimmten Modalitäten ein Anſpruch auf Erſtattung zuſteht, und 
zwar bezüglich der Werrabahn ſowohl hinſichtlich des Kapitals wie der Zinſen. 

Zur Ablöſung dieſes Anſpruches wird die Königlich Preußiſche Regierung 
der Großherzoglich Sachſen⸗Weimariſchen Regierung drei Monate nach dem 
Uebergange der im Artikel 1 genannten Eiſenbahnunternehmungen auf den 
Preußiſchen Staat einen Baarbetrag von 441 000 Mark zahlen. 

Hiergegen verzichtet die Großherzoglich Sachſen⸗Weimariſche Regierung auf 
Rückzahlung des Reſtes der von ihr geleiſteten Vorſchüſſe nebſt Zinſen. 


Artikel VIII. 


Der wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Jüdewein nach Oppurg 
zwiſchen Preußen und Sacfen- Weimar abgeſchloſſene Staatsvertrag vom 
17./ 1. Januar 1893 (Preußiſche Geſetz⸗Samml. S. 110) wird aufgehoben. 
(Nr. 97710 
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Artikel IX. 
Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
So geſchehen zu Berlin, den 27. Mai 1895. 


(L. S)) Kirchhoff. (L. S.) Rothe. 
(L. S.) Lehmann. (L. S.) Dr. Slevogt. 
Anlage 5. 
Staatsvertrag 
zwiſchen 


Preußen und Sachſen⸗Meiningen, betreffend die zur Zeit den Weimar⸗ 
Geraer⸗, Saal- und Werra⸗Eiſenbahnunternehmungen angehörigen, im 
Sachſen⸗Meiningenſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen. 


Unter der Vorausſetzung, daß mit der Weimar-Geraer-, Saal⸗ und Werra⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft wegen des Ueberganges ihrer Unternehmungen auf den 
Preußiſchen Staat eine Verſtändigung herbeigeführt werden wird, haben zum 
Zwecke der hierdurch erforderlich werdenden anderweiten Regelung der Verhältniſſe 
der zu den genannten Unternehmungen gehörigen Strecken, ſoweit dieſelben auf 
Herzoglich Sachſen-Meiningenſchem Staatsgebiete liegen, zu Bevollmächtigten 
ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 5 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrath Hermann 
Kirchhoff und 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann, 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen: 
Höchſtihren Geheimen Staatsrath Rudolf Ziller und 
Höchſtihren Geheimen Staatsrath Dr. jur. Max Friedrich von Butler, 
von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Rati⸗ 
fikation, folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt. 
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Artikel J. 

Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Regierung erklärt ſich damit ein⸗ 
verſtanden, daß das Weimar⸗Geraer⸗, Saal: und Werra⸗Eiſenbahnunternehmen 
nach Maßgabe der zwiſchen der Preußiſchen Staatsregierung und den vorgenannten 
Eiſenbahngeſellſchaften abgeſchloſſenen beziehungsweiſe abzuschließenden Verſtaat⸗ 
lichungsverträge auf den Preußiſchen Staat übergeht. 


Artikel II. 

Die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche Regierung überträgt von dem Tage 
ab, an welchem die Direktionen der im Artikel I genannten Eiſenbahngeſellſchaften 
die Verwaltung ihrer Unternehmungen an die von der Königlich Preußiſchen 
Regierung zu bezeichnende Königliche Behörde übergeben, auf den Preußiſchen 
Staat das ihr nach den wegen der im Artikel I genannten Eiſenbahnen abge⸗ 
ſchloſſenen Staatsverträgen, den Statuten dieſer drei Eiſenbahngeſellſchaften ſowie 
den den letzteren ertheilten Konzeſſionen zustehende Aufſichtsrecht. 


Artikel III. 

Die Landeshoheit über die im Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen Gebiete 
belegenen Strecken der im Artikel I genannten Eiſenbahnen bleibt der Herzoglich 
Sachſen⸗Meiningenſchen Regierung vorbehalten, und ſoll hinfort unter Beobachtung 
der nachſtehenden Beſtimmungen ausgeübt werden: 

1) Die Allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege in Bezug auf alle 
Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenſchen Staatsbehörden. 

2) Die Handhabung der Bahnpolizei auf den im Herzogthum Sachſen⸗ 
Meiningen belegenen Eiſenbahnſtrecken erfolgt durch die Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag 
der Königlich Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zuſtändigen 
Herzoglichen Behörden in Pflicht zu nehmen ſind. 

3) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich 
der im Herzogthum Sachſen-Meiningen belegenen Eiſenbahnſtrecken 
den betreffenden Herzoglich Sachſen-Meiningenſchen Organen ob. Die⸗ 
ſelben werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig 
Unterſtützung leiſten. 

4) Auf die Gemeindebeſteuerung der Bahnſtrecken innerhalb des Herzoglich 
Sachſen⸗Meiningenſchen Staatsgebietes, insbeſondere auf die Berechnung 
des gemeindeſteuerpflichtigen Reineinkommens und deſſen Vertheilung 
unter die betheiligten Gemeinden, finden vom 1. Januar 1896 an die 
Beſtimmungen des Preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 152) oder der künftighin etwa 
an deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetze in der gleichen Weiſe An⸗ 
wendung, als wenn die Bahnen auf Königlich Preußiſchem Gebiete 
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gelegen wären. Die Zahlung erfolgt alljährlich bis zum 1. Juli für 
das vorausgegangene Kalenderjahr. 

Bei Feſtſtellung des Verhältniſſes, nach welchem die von der 
Weimar⸗Geraer⸗, Saal⸗ und Werrabahn berührten, auf Herzoglich 
Sachſen⸗Meiningenſchem Gebiete belegenen Gemeinden gemäß der Be⸗ 
ſtimmungen des $. 47 Abſatz 2 beziehungsweiſe Abſatz 1 unter b des 
Preußiſchen Kommunalſteuergeſetzes an dem gemeindeſteuerpflichtigen 
Einkommen der für Rechnung des Preußiſchen Staates verwalteten 
Eiſenbahnen betheiligt werden, ſollen nur diejenigen Ausgaben an 
Gehältern und Löhnen zu Grunde gelegt werden, welche aus dem 
Betriebe der vorſtehend genannten Bahnen erwachſen. Eine weitere 
Beſteuerung der betreffenden Eiſenbahnſtrecken durch die Gemeinden 
oder andere korporativen Verbände wird die Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenſche Regierung nicht zulaſſen. Sofern dieſer Vereinbarung 
zuwider ſolche Steuern oder Abgaben zur Erhebung gelangen ſollten, 
hat die Herzogliche Regierung die hierfür geleiſteten Ausgaben zu 
erſtatten. 


5) An Stelle des Eiſenbahnabgabeantheils, welcher von den im Artikel I 


genannten Eiſenbahnunternehmungen dem Herzogthum Sachſen⸗ 
Meiningen zuſteht, iſt auf die Dauer von fünf Jahren, vom 1. Januar 
1895 ab, eine Averſionalvergütung von jährlich 10 500 Mark zu 
zahlen. Nach Ablauf dieſer Friſt erfolgt die Erhebung dieſer Abgabe 
gemäß den Beſtimmungen des Meiningenſchen Geſetzes vom 30. April 
1873, ſoweit nicht die Feſtſtellung eines Averſums auf einen ſpäteren 
Zeitraum zwiſchen den beiderſeitigen Staatsregierungen vereinbart wird. 

Im Weiteren wird von dem Grund⸗ und Gebäudebeſitz der frag⸗ 
lichen Eiſenbahnunternehmungen die Grund- und Gebäudeſteuer nach 
550 allgemeinen Beſtimmungen der jeweiligen Landesgeſetzgebung er⸗ 
hoben. 

Die Herzogliche Regierung verpflichtet ſich, von den im Artikel I 
e Eiſenbahnunternehmungen anderweite Staatsſteuern nicht zu 
erheben. 


6) Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung, fo- 


wie auf die Feſtſtellung des Fahrplanes für die im Artikel I genannten 
Eiſenbahnen ſteht der Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen Regierung 
eine Einwirkung nicht zu; jedoch ſoll die Aufſtellung von Bahnhofs⸗ 
projekten und die Aenderung des Perſonenzug⸗Fahrplans nur nach vor⸗ 
gängigem Benehmen mit der Herzoglichen Regierung erfolgen, damit 
den Wünſchen derſelben die thunlichſte Berückſichtigung nicht verſagt 
werde. Es ſollen übrigens in den Tarifen für die Bahnen keine 
höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen, als in den allgemeinen 
Tarifen und den allgemeinen Ausnahmetarifen für die Bahnſtrecken des 
angrenzenden Preußiſchen Eiſenbahndirektionsbezirks. 
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7) Für die Einziehung von Stationen (einſchließlich Halteſtellen und Halte⸗ 
punkten), für die Neueinrichtung ſolcher innerhalb des Herzoglich 
Sachſen⸗Meiningenſchen Gebietes, ſowie für die Einſtellung des Be⸗ 
triebes auf den jetzt innerhalb des Herzogthums betriebenen Strecken der 
im Artikel 1 genannten Eiſenbahnen iſt die Zuſtimmung der Herzoglich 
Sachſen⸗Meiningenſchen Regierung erforderlich. 

8) Ein Recht auf den Erwerb der in Sachſen⸗Meiningen belegenen Strecken 
der im Artikel I genannten Eiſenbahnen wird die Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenſche Regierung nicht in Anſpruch nehmen, dagegen bedarf 
ein Verkauf der gedachten Bahnen oder einzelner Strecken derſelben, 
ſoweit fie auf Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchem Gebiete liegen, an 
einen anderen Käufer als das Reich, ebenſo die Uebertragung des Be⸗ 
triebes auf einen anderen Betriebsunternehmer, der Zuſtimmung der 
Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen Staatsregierung. 

9) An den im Gebiete des Herzogthums Sachſen-Meiningen belegenen 
Strecken der im Artikel I genannten Eiſenbahnen ſollen nur die Hoheits⸗ 
zeichen der Herzoglichen Regierung angebracht werden. 

10) Der Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen Regierung bleibt vorbehalten, 
die Handhabung der ihr über die betreffenden Bahnſtrecken zuſtehenden 
Hoheitsrechte, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahnverwal⸗ 
tung einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen. 

Dieſe Behörde beziehungsweiſe dieſer Kommiſſarius hat die Be⸗ 
ziehungen der Herzoglichen Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in 
allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der zu⸗ 
ſtändigen Polizei⸗ oder Gerichtsbehörde geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich an dieſe Behörde beziehungs⸗ 
weiſe an dieſen Kommiſſar in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben ge⸗ 
hörenden Angelegenheiten zu wenden. 


Artikel IV. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung der im 
Artikel I genannten Eiſenbahnen die Verkehrs- und volkswirthſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen des Herzogthums Sachſen⸗Meiningen in gleichem Maße berückſichtigen, wie 
die entſprechenden Intereſſen der Preußiſchen Landestheile. Sie wird weder im 
Perſonen⸗ noch im Güterverkehr zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich 
der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich der Beförderungspreiſe einen Unterſchied 
machen. 

0 Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Herzoglich Sachſen-Mei⸗ 
ningenſchen Gebiete ſtationirt ſind, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staats⸗ 
angehörigkeitsverhältniſſes. 

Die Beamten der im Herzogthum Sachſen⸗Meiningen belegenen Eiſen⸗ 
hahnſtrecken ſind rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten be⸗ 
ziehungsweiſe den Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, 
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im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem fie ihren 
Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwäxrtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der⸗ 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen Staats⸗ 
gebiets ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, 
falls geeignete Militäranwärter, unter welchen die Herzoglich Sächſiſchen Staats⸗ 
angehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen 
nicht zu ermitteln ſind. 

Artikel V. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird anderen Eiſenbahnunternehmungen 
den Anſchluß an die Bahnen auf den innerhalb des Herzogthums Sachſen⸗Mei⸗ 
ningen belegenen Stationen auf Verlangen der Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen 
Regierung nicht verſagen. Ueber die hierbei etwa erforderlich erſcheinenden be⸗ 
fonderen Vereinbarungen werden die hohen vertragſchl'eßenden Regierungen ſich 
in jedem einzelnen Falle verſtändigen. 


i Artikel VI. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung und dem 
Betriebe der im Artikel 1 genannten Eiſenbahnen den übrigen im Herzogthum 
Sachſen⸗Meiningen gelegenen Eiſenbahnen unter Beachtung der allgemeinen Ver⸗ 
kehrsintereſſen jede billige Rückſicht und Förderung zu Theil werden laſſen. 


Artikel VII. 

Die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche Regierung hat für die Stammaktien 
der Werra⸗Eiſenbahn eine Zinsgarantie geleiftet, aus welcher ihr unter be 
ſtimmten Modalitäten ein Anſpruch auf Erſtattung zuſteht und zwar ſowohl hin- 
ſichtlich des Kapitals wie der Zinſen. 

Zur Ablöſung dieſes Anſpruches wird die Königlich Preußiſche Regierung 
der Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen Regierung drei Monate nach dem Leber- 

ange der im Artikel 1 genannten Eiſenbahnunternehmungen auf den Preußiſchen 
Staat einen Baarbetrag von 600 000 Mark zahlen. 

Hiergegen verzichtet die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche Regierung auf 

Rückzahlung des Reſtes der von ihr geleiſteten Vorſchüſſe nebſt Zinſen. 


Artikel VIII. f 

Die Königlich Preußiſche Regierung verpflichtet ſich in dem Falle, daß 
die Werra⸗Eiſenbahn in das Eigenthum des Preußiſchen Staates übergeht, die 
im Eigenthum der Herzoglich Sachſen-Meiningenſchen Regierung ſtehenden Eiſen⸗ 
bahnen von Eisfeld nach Unterneubrunn und von Hildburghauſen nach Friedrichshall 
käuflich zu erwerben und entweder ſelbſt zu betreiben oder durch geeignete Unter⸗ 
nehmer betreiben zu laſſen, ſobald die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche Regierung 
die Auflöſung der zwiſchen ihr und der Firma Vering & Waechter in Berlin 
beſtehenden Verträge über den Betrieb dieſer Bahnen herbeigeführt haben wird, 
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früheſtens jedoch zu dem Zeitpunkt, mit welchem die Werrabahn in die Verwaltung 
des Preußiſchen Staates übernommen wird. 

Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Regierung wird die bezeichneten 
Bahnen mit allem Zubehör an Grundſtücken, Gebäuden, Betriebsmitteln und 
Materialienvorräthen im Zuſtande ordnungsmäßiger Unterhaltung ſchulden⸗ und 
laſtenfrei gegen Zahlung eines Kaufpreiſes von insgeſammt 781 262 Mark 50 Pf. 
in das Eigenthum des Preußiſchen Staates übertragen. Die mit der Bahn zu 
überweiſenden Betriebsmittel ſollen mindeſtens dem gegenwärtig zur Bedienung 
des Verkehrs zur Verfügung ſtehenden Beſtande entſprechen. 

Die vorſtehend in Betreff des Ueberganges der Werrabahn in das Eigen- 
thum des Preußiſchen Staates getroffenen Vereinbarungen ſollen gleichmäßig auch 
für die Bahnen von Eisfeld nach Unterneubrunn und von Hildburghauſen nach 
Friedrichshall gelten; jedoch ſoll der Artikel III Nr. 6 letzter Satz auf dieſe Eiſen⸗ 
bahn keine Anwendung finden. Es wird für die Verhandlungen, welche zur 
Uebertragung des Eigenthums auf den Preußiſchen Staat erforderlich ſind, 
namentlich auch für die Auflaſſung der Grundſtücke, Befreiung von Stempel⸗ 
und Gerichtsgebühren eintreten. Auch verpflichtet ſich die Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenſche Regierung, von den genannten Bahnlinien und dem zu denſelben 
gehörigen Grund und Boden keinerlei Staatsabgaben zu erheben, noch auch eine 
Beſteuerung derſelben zu Gunſten der Gemeinden und ſonſtigen korporativen 
Verbände zuzulaſſen. 

Die Zahlung des Kaufpreiſes erfolgt drei Monate nach dem Uebergange 
des Eigenthums der genannten Bahnen auf den Preußiſchen Staat. 


ö Artikel IX. 

Die Königlich Preußiſche Regierung verpflichtet ſich, im Fall das Eigen⸗ 
thum der Werrabahn auf fie übergeht, für den Anſchluß der Station Sonneberg 
der Werrabahn an das beſtehende Eiſenbahnnetz in öſtlicher Richtung baldthunlichſt 
Sorge zu tragen. Sofern nicht eine anderweite Vereinbarung über die Herſtellung 
einer geeigneten Verbindungsbahn getroffen werden ſollte, ſoll dieſelbe nach Maß⸗ 
abe des zwiſchen der Herzoglich Sachſen-Meiningenſchen Regierung und der 
Königlich Bayeriſchen Regierung unter dem 20. Juli 1892 geſchloſſenen Vertrages 
als Bahn von Köppelsdorf nach Stockheim durch die Königlich Preußiſche Re⸗ 
gierung gegen Zahlung eines verlorenen Zuſchuſſes in Höhe von 722 000 Mark 
und gegen unentgeltliche Bereitſtellung des erforderlichen Grund und Bodens von 
Seiten der Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen Regierung hergeſtellt werden. 

Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Regierung erklärt ſich unbeſchadet 
der vorſtehenden Verabredungen bereit, ſofern die Königlich Preußiſche Regierung 
ſich zum Bau einer Bahn von Lauſcha oder einem anderen Punkte der Linie 
Sonneberg-Lauſcha zum Anſchluß an die Linie Wallendorf-Probſtzella entſchließen 
follte, ihre Zuſtimmung zur Ausführung derſelben für das in Betracht kommende 
Herzoglich Sachſen-Meiningenſche Staatsgebiet zu ertheilen. 
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Artikel X. N f 85 

Die wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Themar nach Schleuſingen 

und von Immelborn nach Liebenſtein zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Meiningen 
abgeſchloſſenen Staatsverträge vom 3. Mai 1887 (Preußiſche Geſetzj⸗Samml. 
S. 451) und vom 28. November 1887 (Preußiſche Geſetz-Samml. für 1888 
S. 9) werden aufgehoben. 8 

a Artikel XI. 5 ist 


Der Preußiſche Staat ift berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
So geſchehen zu Berlin, den 27. Mai 1895. 


( 8) Kirchhoff. (. S.) Ziller. 
(L. S.) Lehmann. (L. S.) M. v. Butler. 
Anlage 6. 
Staatsvertrag 
zwiſchen 


Preußen und Sachfen- Altenburg, betreffend die zur Zeit dem Weimar⸗ 
Geraer und dem Saal⸗Eiſenbahnunternehmen angehoͤrigen, im Sachſen⸗ 
Altenburgiſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen. 


Unter der Vorausſetzung, daß mit der Weimar⸗Geraer und der Saal⸗Eiſenbahn⸗ 
eſellſchaft wegen des Ueberganges ihrer Unternehmungen auf den Preußiſchen 
taat eine Verſtändigung herbeigeführt werden wird, haben zum Zwecke der hier⸗ 

durch erforderlich werdenden anderweiten Regelung der Verhältniſſe der zu den 

genannten Unternehmungen gehörigen Strecken, ſoweit dieſelben auf Herzoglich 

Sachſen⸗Altenburgiſchem Staatsgebiete liegen, zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der König von Preußen: = 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrath Hermann 
Kirchhoff und Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich 
Lehm ann, 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Altenburg: 
Höchſtihren Wirklichen Geheimen Rath Ernſt Theodor Göpel, 
von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Rati⸗ 
fikation, folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt. 
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Artikel J. 

Die Herzoglich Sachſen⸗Altenburgiſche Regierung erklärt ſich damit ein⸗ 
verſtanden, daß das Weimar⸗Geraer und das Saal⸗Eiſenbahnunternehmen nach 
Maßgabe der zwiſchen der Preußiſchen Staatsregierung und den vorgenannten 
Eiſenbahngeſellſchaften abgeſchloſſenen beziehungsweiſe abzuſchließenden Verſtaat⸗ 
lichungsverträge auf den Preußiſchen Staat übergeht. 


8 Artikel II. 

Die Herzoglich Sachſen⸗Altenburgiſche Regierung überträgt von dem Tage 
ab, an welchem die Direktion der im Artikel I genannten Eiſenbahngeſellſchaften 
die Verwaltung ihrer Unternehmungen an die von der Königlich Preußiſchen 
Regierung zu bezeichnende Königliche Behörde übergeben, auf den Preußiſchen 
Staat das ihr nach den wegen der im Artikel I genannten Eiſenbahnen abge⸗ 
ſchloſſenen Staatsverträgen, den Statuten dieſer Eiſenbahngeſellſchaften, ſowie den 
den letzteren ertheilten Konzeſſionen zustehende Aufſichtsrecht. 


Artikel III. 


Die Landeshoheit über die im Herzoglich Sachſen⸗Altenburgiſchen Gebiete 
belegenen Strecken der im Artikel I genannten Eisenbahnen bleibt der Herzoglich 
Sachſen⸗Altenburgiſchen Regierung vorbehalten, und ſoll hinfort unter Beobachtung 
der nachſtehenden Beſtimmungen ausgeübt werden: 

1) Die allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege in Bezug auf alle 
Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Herzoglich Sachſen⸗ 
Altenburgiſchen Staatsbehörden. 

2) Die Handhabung der Bahnpolizei auf den im Herzogthum Sachſen⸗ 
Altenburg belegenen Eiſenbahnſtrecken erfolgt durch die Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag der 
Königlich Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zuständigen Herzog⸗ 
lichen Behörden in Pflicht zu nehmen ſind. 

3) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich 
der im Herzogthum Sachſen⸗Altenburg belegenen Eiſenbahnſtrecken den 
betreffenden Herzoglichen Organen ob. Dieſelben werden den Bahn⸗ 
polizeibeamten auf deren Anfuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 

4) Zu den ſtaatlichen Steuern und Abgaben einſchließlich der Grund⸗ 
ſteuern ſowie zu den Kommunalabgaben werden die im Artikel J ge⸗ 
nannten Bahnen innerhalb des Herzoglich Sächſiſchen Gebietes nach 
den jeweilig im Herzogthum Sachſen⸗Altenburg geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen herangezogen werden. 

5) An Stelle des Eiſenbahnabgabeantheils, welcher nach den zwiſchen den 
Regierungen von Sachſen⸗Altenburg, Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Sachſen⸗ 
Meiningen und Schwarzburg⸗Rudolſtadt rückſichtlich der Saal⸗Eiſenbahn 
und zwiſchen den Regierungen von Sachſen⸗Altenburg, Sachſen⸗Weimar⸗ 
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Eiſenach und Reuß jüngerer Linie rückſichtlich der Weimar⸗Geraer Eiſenbahn 
abgeſchloſſenen Staatsverträgen vom 8. Oktober 1870 und 16. April 1872 
an den im Artikel I genannten Eiſenbahnunternehmungen dem Herzog: 
thum Sachſen zuſteht, iſt für die Zeit vom 1. Januar 1895 ab auf 
die Dauer von fünf Jahren eine Averſionalvergütung von jährlich 
7 250 Mark zu zahlen. Nach Ablauf dieſer Friſt erfolgt die Erhebung 
dieſer Abgabe, ſofern nicht eine weitere Averſionirung zwiſchen den 
beiderſeitigen Regierungen vereinbart wird, gemäß den jeweilig im 
Herzogthum Sachſen⸗Altenburg geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. 
Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung, ſowie 
auf die Feſtſtellung des Fahrplanes für die im Artikel I genannten 
Eiſenbahnen ſteht der Herzoglich Sachſen-Altenburgiſchen Regierung 
eine Einwirkung nicht zu, jedoch ſoll die Aufſtellung von Bahnhofs⸗ 
projekten und die Aenderung des Perſonenzug-Fahrplans nur nach vor⸗ 
gange Benehmen mit der Herzoglichen Regierung erfolgen, damit 
den Wünſchen derſelben die thunlichſte Berückſichtigung nicht verſagt 
werde. 

Es ſollen übrigens in den Tarifen für die Bahnen keine höheren 
Einheitsſätze in Anwendung kommen, als in den allgemeinen Tarifen 
und den allgemeinen Ausnahmetarifen für die Bahnſtrecken des an⸗ 
grenzenden Preußiſchen Eiſenbahndirektionsbezirks. N 
Für die Einziehung von Stationen (einſchließlich Halteſtellen und Halte: 
punkten), für die Neueinrichtung ſolcher innerhalb des Herzoglich Sachfen- 
Altenburgiſchen Gebietes, ſowie für die Einſtellung des Betriebes auf 
den jetzt innerhalb des Herzogthums betriebenen Strecken der im Artikel I 
genannten Eiſenbahnen iſt die Zuſtimmung der Herzoglich Sachſen— 
Altenburgiſchen Regierung erforderlich. 

8) Ein Recht auf den Erwerb der in Sachſen-Altenburg belegenen Strecken 
der im Artikel I genannten Eiſenbahnen wird die Herzoglich Sachſen— 
Altenburgiſche Regierung nicht in Anſpruch nehmen; dagegen bedarf 
ein Verkauf der gedachten Bahnen oder einzelner Strecken derſelben, 
ſoweit ſie auf Herzoglich Sachſen-Altenburgiſchem Gebiete liegen, an 
einen anderen Käufer als das Reich, ebenſo die Uebertragung des Be— 
triebes auf einen anderen Betriebsunternehmer, der Zuſtimmung der 
Herzoglich Sachſen-Altenburgiſchen Staatsregierung. 

9) An den im Gebiete des Herzogthums Sachſen-Altenburg belegenen 
Strecken der im Artikel I genannten Eiſenbahnen ſollen nur die Hoheits⸗ 
zeichen der Herzoglichen Regierung angebracht werden. 

10) Der Herzoglich Sachſen-Altenburgiſchen Regierung bleibt vorbehalten, 
die Handhabung der ihr über die betreffenden Bahnſtrecken zuſtehenden 
Hoheitsrechte, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahnver⸗ 
waltung einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu über⸗ 
tragen. 
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Dieſe Behörde beziehungsweiſe dieſer Kommiſſarius hat die Be- 
ziehungen der Herzoglichen Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung 
in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der zu— 
ſtändigen Polizei- oder Gerichtsbehörde geeignet find. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich an dieſe Behörde beziehungs— 
weiſe an dieſen Kommiſſar in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben ge- 
hörenden Angelegenheiten zu wenden. 


Artikel IV. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung der im 
Artikel I genannten Eiſenbahnen die Verkehrs- und volkswirthſchaftlichen Intereſſen 
des Herzogthums Sachſen-Altenburg in gleichem Maße berückſichtigen, wie die 
entſprechenden Intereſſen der Preußiſchen Landestheile. Sie wird weder im Per⸗ 
ſonen⸗ noch im Güterverkehre zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich 
der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich der Beförderungspreiſe einen Unterſchied 
machen. 

5 Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Herzoglich Sachſen-Alten⸗ 
burgiſchen Gebiete ſtationirt ſind, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staats⸗ 
angehörigkeitsverhältniſſes. 

Die Beamten der im Herzogthum Sachſen-Altenburg belegenen Eiſenbahn⸗ 
ſtrecken ſind rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungs⸗ 
weiſe den Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im Uebrigen 
aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem fie ihren Wohnſitz 
haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der- 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Herzoglich Sachſen-Altenburgiſchen Staats⸗ 
gebiets ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, 
falls geeignete Militäranwärter, unter welchen die Herzoglich Sächſiſchen Staats⸗ 
angehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen 
nicht zu ermitteln ſind. 

Artikel V. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird anderen Eiſenbahnunternehmungen 
den Anſchluß an die Bahn auf den innerhalb des Herzogthums Sachſen-Alten⸗ 
burg belegenen Stationen auf Verlangen der Herzoglichen Regierung nicht ver⸗ 
ſagen. Ueber die hierbei etwa erforderlich erſcheinenden beſonderen Vereinbarungen 
werden die hohen vertragſchließenden Regierungen ſich in jedem einzelnen Falle 
verſtändigen. 

Artikel VI. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung und dem 
Betriebe der im Artikel 1 genannten Eiſenbahnen den übrigen im Herzogthum 
Sachſen⸗Altenburg gelegenen Eiſenbahnen unter Beachtung der allgemeinen Ber: 
kehrsintereſſen jede billige Rückſicht und Förderung zu Theil werden laſſen. 
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Artikel VII. 

Die Herzoglich Altenburgiſche Regierung hat für die Stammaktien der 
Weimar⸗Geraer Eiſenbahn eine Zinsgarantie geleiſtet, aus welcher ihr unter be⸗ 
ſtimmten Modalitäten ein Anſpruch auf Erſtattung zuſteht. Zur Ablöſung dieſes 
Anſpruches wird die Königlich Preußiſche Regierung der Herzoglich Sachſen⸗ 
Altenburgiſchen Regierung drei Monate nach dem Uebergange des vorgenannten 
Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat einen Baarbetrag von 
99 000 Mark zahlen. 

N Hiergegen verzichtet die Herzoglich Sachſen-Altenburgiſche Regierung auf 
Rückzahlung des Reſtes der von ihr geleiſteten Vorſchüſſe. 
Artikel VIII. 
Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


Berlin 27. N 
So geſchehen zu Altenburg / den 28. Mai 1895. 


(L. S.) Kirchhoff. (L. S.) Th. Göpel. 
(L. S.) Lehmann. 


Anlage 7. 


Staatsvertrag 
zwiſchen 
Preußen und Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, betreffend die zur Zeit dem Werra⸗ 


Eiſenbahnunternehmen angehörigen, im Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen 
Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen. 


i Unter der Vorausſetzung, daß mit der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft wegen des 
Ueberganges ihres Unternehmens auf den Preußiſchen Staat eine Verſtändigung 
herbeigeführt werden wird, haben zum Zwecke der hierdurch erforderlich werdenden 
anderweiten Regelung der Verhältniſſe der zu dem genannten Unternehmen ge⸗ 
hörigen Strecken, ſoweit dieſelben auf Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchem 
Staatsgebiete liegen, zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Hermann 
Kirchhoff und 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann; 
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0 Königliche Hoheit der Herzog von Sachſen-Coburg und 
otha: 


Höchſtihren Geheimen Staatsrath Edmund v. Wittken und 
Höchſtihren Landrath Albert Schmidt, 
von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Rati⸗ 
fikation, folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt. 


Artikel J. 

Die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Regierung erklärt ſich damit 
einverſtanden, daß das Werra⸗Eiſenbahnunternehmen nach Maßgabe des zwiſchen 
der Preußiſchen Staatsregierung und der Werra ⸗Eiſenbahngeſellſchaft abzu⸗ 
ſchließenden Verſtaatlichungsvertrages auf den Preußiſchen Staat übergeht. 


Artikel II. 

Die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Regierung überträgt von dem 
Tage ab, an welchem die Direktion der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft die Wer: 
waltung des Unternehmens an die von der Königlich Preußiſchen Regierung zu 
bezeichnende Königliche Behörde übergiebt, auf den Preußiſchen Staat das ihr 
nach den wegen der Werra⸗Eiſenbahn abgeſchloſſenen Staatsverträgen, den 
Statuten der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie den der letzteren ertheilten Kon⸗ 
zeſſionen zuſtehende Auffſichtsrecht. 


b Artikel III. 

ö Die Landeshoheit über die im Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen 
Gebiete belegenen Strecken der Werra⸗Eiſenbahn bleibt der Herzoglichen Regierung 
vorbehalten, und ſoll hinfort unter Beobachtung der nachſtehenden Beſtimmungen 
ausgeübt werden: 

1) Die allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege in Bezug auf alle 
Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Herzoglich Sächſiſchen 
Staatsbehörden. 

2) Die Handhabung der Bahnpolizei auf den im Herzogthum Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gotha belegenen Eiſenbahnſtrecken erfolgt durch die Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag 
der Königlich Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zuſtändigen 
Herzoglichen Behörden in Pflicht zu nehmen ſind. 

3) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich der 
im Herzogthum Sachſen⸗Coburg⸗Gotha belegenen Eiſenbahnſtrecken 
den betreffenden Herzoglichen Organen ob. Dieſelben werden den 
Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 

4) Auf die Gemeindebeſteuerung der Bahnſtrecken innerhalb des Herzoglich 

Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Staatsgebietes, insbeſondere auf die Be⸗ 
rechnung des gemeindeſteuerpflichtigen Reineinkommens und deſſen Ver⸗ 
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theilung unter die betheiligten Gemeinden finden vom 1. Januar 1896 
an die Beſtimmungen des Preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 (Preußiſche Geſetz⸗Samml. S. 152) oder der künftighin 
etwa an deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetze in der gleichen Weiſe 
Anwendung, als wenn die Bahn auf Königlich Preußiſchem Gebiete 
belegen wäre. Die Zahlung erfolgt alljährlich bis zum 1. Juli für 
das vorausgegangene Kalenderjahr. b 

Bei Feſtſtellung des Verhältniſſes, nach welchem die von der 
Werrabahn berührten auf Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchem 
Gebiete belegenen Gemeinden gemäß den Beſtimmungen des F. 47 
Abſatz 2 beziehungsweiſe Abſatz 1 unter b des Preußiſchen Kommunal: 
ſteuergeſetzes an dem gemeindeſteuerpflichtigen Einkommen der für Rech⸗ 
nung des Preußiſchen Staates verwalteten Eiſenbahnen betheiligt 
werden, ſollen nur diejenigen Ausgaben an Gehältern und Löhnen zu 
Grunde gelegt werden, welche aus dem Betriebe der vorſtehend ge: 
nannten Bahnen erwachſen. 

Eine weitere Beſteuerung der Eiſenbahn durch die Gemeinden 
oder andere korporative Verbände wird die Herzogliche Regierung nicht 
zulaſſen. Sofern dieſer Vereinbarung zuwider ſolche Steuern oder 
Abgaben zur Erhebung gelangen ſollten, hat die Herzoglich Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gothaiſche Regierung die hierfür geleiſteten Ausgaben zu 
erſtatten. 

5) An Stelle des Eiſenbahnabgabeantheils, welcher nach dem zwiſchen 
den Regierungen von Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Sachſen-Meiningen 
und Sachſen⸗Coburg und Gotha abgeſchloſſenen Staatsvertrage vom 
16. September 1847 und der von den genannten drei Regierungen 
hierzu abgegebenen gleichlautenden Miniſterialerklärungen vom 15. De⸗ 
zember 1883 an dem Werrabahn-Unternehmen dem Herzogthum 
Sachſen⸗Coburg zuſteht, iſt auf die Dauer von fünf Jahren vom 
1. Januar 1895 ab eine Averſionalvergütung von jährlich 4000 Mark 
zu zahlen. Nach Ablauf dieſer Friſt erfolgt die Erhebung dieſer Ab⸗ 
gabe nach Maßgabe der Preußiſchen Eiſenbahnabgabegeſetze vom 
30. Mai 1853 und 21. Mai 1859 auf Grund des jährlichen auf die 
betreffenden Strecken entfallenden, durch Kontrolnotizen feſtzuſtellenden 
Reinertrages, ſoweit nicht die Feſtſtellung eines Averſums auf einen 
ſpäteren Zeitraum zwiſchen den beiderſeitigen Staatsregierungen ver⸗ 
einbart wird. 

Im Weiteren wird von dem Grund- und Gebäudebeſitz der frag⸗ 
lichen Eiſenbahnunternehmungen die Grund- und Gebäudeſteuer nach 
den a Beſtimmungen der jeweiligen Landesgeſetzgebung 
erhoben. 

Die Herzogliche Regierung verpflichtet ſich, vom Werra⸗Eiſen⸗ 
bahnunternehmen anderweite Staatsſteuern nicht zu erheben. 


re EAN 


6) Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung, fo- 
wie auf die Feſtſtellung des Fahrplanes für die Werrabahn ſteht der 
Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſchen Regierung eine Einwirkung 
nicht zu; jedoch ſoll die Aufſtellung von Bahnhofsprojekten und die 
Aenderung des Perſonenzugs⸗-Fahrplans nur nach vorgängigem Ber 
nehmen mit der Herzoglichen Regierung erfolgen, damit den Wünſchen 
derſelben die thunlichſte Berückſichtigung nicht verſagt werde. Es ſollen 
übrigens in den Tarifen für die Bahn keine höheren Einheitsſätze in An⸗ 
wendung kommen, als in den allgemeinen Tarifen und den allgemeinen 
Ausnahmetarifen für die Bahnſtrecken des angrenzenden Preußiſchen 
Eiſenbahndirektionsbezirks. 

7) Für die Einziehung von Stationen (einfchlieglih Halteſtellen und 
Haltepunkten), für die Neueinrichtung ſolcher innerhalb des Herzoglich 
Sächſiſchen Gebietes, ſowie für die Einſtellung des Betriebes auf den 
jetzt innerhalb des Herzogthums betriebenen Strecken der Werra⸗Eiſen⸗ 
bahn iſt die Zuſtimmung der Herzoglichen Regierung erforderlich. 

8) Ein Recht 510 den Erwerb der im Herzoglichen Gebiete belegenen 
Strecken der Werra⸗Eiſenbahn wird die Herzoglich Sächſiſche Regierung 
nicht in Anſpruch nehmen; dagegen bedarf ein Verkauf der gedachten 
Bahn oder einzelner Strecken derſelben, ſoweit ſie auf Herzoglich 
Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchem Gebiete liegen, an einen anderen Käufer 
als das Reich, ebenſo die Uebertragung des Betriebes auf einen 
anderen Betriebsunternehmer, der Zuſtimmung der Herzoglich Sächſiſchen 
Staatsregierung. 

9) An den im Gebiete des Herzogthums Sachſen⸗Coburg⸗Gotha belegenen 
Strecken der Werra⸗Eiſenbahn ſollen nur die Hoheitszeichen der Herzog⸗ 
lichen Regierung angebracht werden. 

10) Der Herzoglich Sächſiſchen Regierung bleibt vorbehalten, die Hand⸗ 
habung der ihr über die betreffenden Bahnſtrecken zuſtehenden Hoheits⸗ 
rechte, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahnverwaltung 
einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen. 

Dieſe Behörde beziehungsweiſe dieſer Kommiſſarius hat die Be⸗ 
ziehungen der Herzoglichen Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in 
allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der zu⸗ 
ſtändigen Polizei⸗ oder Gerichtsbehörde geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich an dieſe Behörde beziehungs⸗ 
weiſe an dieſen Kommiſſar in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben ge⸗ 
hörenden Angelegenheiten zu wenden. 


Artikel IV. 
Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung der zur 
Zeit dem Werra-Eifenbahnunternehmen angehörigen Bahnſtrecken die Verkehrs- 
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und volkswirthſchaftlichen Intereſſen des Herzogthums Sachſen⸗Coburg⸗Gotha in 
leichem Maße berückſichtigen, wie die entſprechenden Intereſſen der Preußiſchen 
andestheile. Sie wird weder im Perſonen⸗ noch im Güterverkehr zwiſchen den 
beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich 
der Beförderungspreiſe einen Unterſchied machen. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gothaiſchen Gebiete ſtationirt ſind, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staats⸗ 
angehörigkeitsverhältniſſes. 

Die Beamten der im Herzogthum Sachſen⸗Coburg⸗Gotha belegenen Eiſen⸗ 
bahnſtrecken ſind rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten be⸗ 
ziehungsweiſe den Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, 
im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren 
Wohnſitz haben, unterworfen. 

ei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der⸗ 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen 
Staatsgebietes ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen 
werden, falls geeignete Militäranwärter, unter welchen die Herzoglich Sächſiſchen 
Staatsangehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten 
Stellen nicht zu ermitteln ſind. i 


Artikel V. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird anderen Eiſenbahnunternehmungen 
den Anſchluß an die Bahn auf den innerhalb des Herzogthums Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gotha belegenen Stationen auf Verlangen der Herzoglichen Regierung nicht 
verſagen. Ueber die hierbei etwa erforderlich erſcheinenden beſonderen Verein⸗ 
barungen werden die hohen vertragſchließenden Regierungen ſich in jedem einzelnen 
Falle verſtändigen. 

Artikel VI. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung und dem 
Betriebe der Werra⸗Eiſenbahn den übrigen im Herzogthum Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 
gelegenen Eiſenbahnen unter Beachtung der allgemeinen Verkehrsintereſſen jede 
billige Rückſicht und Förderung zu Theil werden laſſen. 


Artikel VII. 

Die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Regierung hat für die Stamm⸗ 
aktien der Werra⸗Eiſenbahn eine Zinsgarantie geleiſtet, aus welcher ihr unter 
beſtimmten Modalitäten ein Anſpruch auf Erſtattung zuſteht, und zwar ſowohl 
hinſichtlich des Kapitals wie der Zinſen. 

Zur Ablöſung dieſes Anſpruches wird die Königlich Preußiſche Regierung 
an die Herzoglich Sächſiſche Staatskaſſe in Coburg drei Monate nach dem 
Uebergange des Werra⸗Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat einen 
Baarbetrag von 300 000 Mark zahlen. 
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Hiergegen verzichtet die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Regierung 
auf Rückzahlung des Reſtes der von ihr geleiſteten Vorſchüſſe nebſt Zinſen. 
Artikel VIII. 
Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
So geſchehen zu Berlin, den 27. Mai 1895. 


(. S.) Kirchhoff. (L. S.) v. Wittken. 
(L. S.) Lehmann. (L. S.) Schmidt. 
Anlage 8. 
Staatsvertrag 
zwiſchen 


Preußen und Schwarzburg⸗Rudolſtadt, betreffend die zur Zeit dem Saal⸗ 
Eiſenbahnunternehmen angehörigen, im Schwarzburg⸗Rudolſtaͤdtiſchen 
Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen. 


Unter der Vorausſetzung, daß mit der Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft wegen des 
Ueberganges ihres Unternehmens auf den Preußiſchen Staat eine Verſtändigung 
herbeigeführt werden wird, haben zum Zwecke der hierdurch erforderlich werdenden 
anderweiten Regelung der Verhältniſſe der zu dem genannten Unternehmen 
ehörigen Strecken, ſoweit dieſelben auf Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchem 
taatsgebiete liegen, zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Hermann 
Kirchhoff und 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann, 


Seine Durchlaucht der regierende Fürſt zu Schwarzburg-Rudol— 
ſtadt: 


Höchſtihren Staatsrath Ferdinand Hauthal, 
von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Rati⸗ 
fikation, folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt: 
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Artikel J. 

Die Fürſtlich Schwarzburgſche Regierung erklärt ſich damit einverſtanden, 
daß das Saal⸗Eiſenbahnunternehmen nach Maßgabe des zwiſchen der Preußiſchen 
Staatsregierung und der Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Verſtaat⸗ 
lichungsvertrages auf den Preußiſchen Staat übergeht. 


Artikel II. 

Die Fürſtlich Schwarzburgſche Regierung überträgt von dem Tage ab, an 
welchem die Direktion der Saal⸗Eiſenbahngeſellſchaft die Verwaltung des Unter⸗ 
nehmens an die von der Königlich Preußiſchen Regierung zu bezeichnende Königliche 
Behörde übergiebt, auf den Preußiſchen Staat das ihr nach den wegen der 
Saal⸗Eiſenbahn abgeſchloſſenen Staatsverträgen, den Statuten der Saal⸗Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, ſowie den der letzteren ertheilten Konzeſſionen zuſtehende Aufſichtsrecht. 


Artikel III. 

Die Landeshoheit über die im Fürſtlich Schwarzburgſchen Gebiete belegenen 
Strecken der Saal⸗Eiſenbahn bleibt der Fürſtlich Schwarzburgſchen Regierung 
vorbehalten, und ſoll hinfort unter Beobachtung der nachſtehenden Beſtimmungen 
ausgeübt werden: 

1) Die allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege in Bezug auf alle 
Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Fürſtlich Schwarz⸗ 
burgſchen Staatsbehörden. 

2) Die Handhabung der Bahnpolizei auf den im Fürſtenthum Schwarz⸗ 
burg belegenen Eiſenbahnſtrecken erfolgt durch die Königlich Preußiſchen 
Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag der Königlich 
Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zuſtändigen Fürſtlichen Be⸗ 
hörden in Pflicht zu nehmen ſind. 

2) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich 
der im Fürſtenthum Schwarzburg belegenen Eiſenbahnſtrecken den be 
treffenden Fürſtlich Schwarzburgſchen Organen ob. Dieſelben werden den 
Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 

4) Auf die Gemeindebeſteuerung der Saalbahn innerhalb des Fürſtlich 
Schwarzburgſchen Staatsgebietes, insbeſondere auf die Berechnung des 
gemeindeſteuerpflichtigen Reineinkommens und deſſen Vertheilung unter 
die betheiligten Gemeinden finden vom 1. Januar 1896 an die Be⸗ 
ſtimmungen des Preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 152) oder der künftighin etwa 
an deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetze in der gleichen Weiſe An⸗ 
wendung, als wenn die Bahn auf Königlich Preußiſchem Gebiete be⸗ 
legen wäre. Die Zahlung erfolgt alljährlich bis zum 1. Juli für das 
vorausgegangene Kalenderjahr. 
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Bei Feſtſtellung des Verhältniſſes, nach welchem die von der 
Saalbahn berührten auf Fürſtlich Schwarzburgſchem Gebiet belegenen 
Gemeinden gemäß der Beſtimmungen des F. 47 Abſatz 2 beziehungs⸗ 
weiſe Abſatz 1 unter b des Preußiſchen Kommunalſteuergeſetzes an dem 
gemeindeſteuerpflichtigen Einkommen der für Rechnung des Preußiſchen 
Staates verwalteten Eiſenbahnen betheiligt werden, ſollen nur die⸗ 
jenigen Ausgaben an Gehältern und Löhnen zu Grunde gelegt werden, 
welche aus dem Betriebe der vorſtehend genannten Bahn erwachſen. 

Eine weitere Beſteuerung der Eiſenbahn durch die Gemeinden 
oder andere korporativen Verbände wird die Fürſtlich Schwarzburgſche 
Regierung nicht zulaſſen. Sofern dieſer Vereinbarung zuwider ſolche 
Steuern oder Abgaben zur Erhebung gelangen ſollten, hat die Fürſtlich 
Schwarzburgſche Regierung die hierfür geleiſteten Ausgaben zu erſtatten. 

5) An Stelle des Eiſenbahnabgabeantheils, welcher nach den zwiſchen den 
Regierungen von Sachſen-Weimar, Sachſen⸗Meiningen, Sachſen⸗ 
Altenburg und Schwarzburg-Rudolſtadt abgeſchloſſenen Staatsverträgen 
vom 8. Oktober 1870 und 26. September 1883 an dem Saal⸗Eiſen⸗ 
bahnunternehmen dem Fürſtenthum Schwarzburg zuſteht, iſt auf die 
Dauer von fünf Jahren vom 1. Januar 1895 ab eine Averſional⸗ 
vergütung von jährlich 2000 Mark zu zahlen. 

Nach Ablauf dieſer Friſt erfolgt die Erhebung dieſer Abgabe 
gemäß den Beſtimmungen des Rudolſtädtiſchen Geſetzes vom 25. März 
1893, ſoweit nicht die Feſtſtellung eines Averſums auf einen ſpäteren 
Zeitraum zwiſchen den beiderſeitigen Staatsregierungen vereinbart wird. 
Im Weiteren wird von dem Grund. und Gebäudebeſitz des Saal⸗ 
Eiſenbahnunternehmens die Grund- und Gebäudeſteuer nach den all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen der jeweiligen Landesgeſetzgebung erhoben. 

Die Fürſtliche Regierung verpflichtet ſich, vom Saal⸗Eiſenbahn⸗ 
unternehmen anderweite Staatsſteuern nicht zu erheben. 

6) Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung, ſowie 
auf die Feſtſtellung des Fahrplans für die Saal⸗Eiſenbahn ſteht der 
Fürſtlich Schwarzburgſchen Regierung eine Einwirkung nicht zu, jedoch 
ſoll die Aufſtellung von Bahnhofsprojekten und die Aenderung des 
Perſonenzug⸗Fahrplans nur nach vorgängigem Benehmen mit der Fürſt⸗ 
lichen Regierung erfolgen, damit den Wünſchen derſelben die thunlichſte 
Berückſichtigung nicht verſagt werde. 

Es ſollen übrigens in den Tarifen für die Saalbahn keine 
höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen, als in den allgemeinen 
Tarifen und den allgemeinen Ausnahmetarifen für die Bahnſtrecken des 
angrenzenden Preußiſchen Eiſenbahndirektionsbezirks. 

7) Für die ne von Stationen leinſchließlich Halteſtellen und Halte⸗ 
punkten), für die Neueinrichtung ſolcher innerhalb des Fürſtlich Schwarz⸗ 
burgſchen Gebietes, ſowie für die Einſtellung des Betriebes auf den 
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jetzt innerhalb des Fürſtenthums betriebenen Strecken der Saal⸗Eiſen⸗ 
bahn iſt die Zuſtimmung der Fürſtlichen Regierung erforderlich. 

8) Ein Recht auf den Erwerb der im Fürſtlich Schwarzburgſchen Gebiet 
belegenen Strecken der Saal⸗Eiſenbahn wird die Fürſtlich Schwarz⸗ 
burgſche Regierung nicht in Anſpruch nehmen; dagegen bedarf ein Ver⸗ 
kauf der gedachten Bahn oder einzelner Strecken derſelben, ſoweit ſie 
auf Fürſtlich Schwarzburgſchem Gebiete liegen, an einen anderen 
Käufer als das Reich, ebenſo die Uebertragung des Betriebes auf einen 
anderen Betriebsunternehmer, der Zuſtimmung der Fürſtlich Schwarz⸗ 
burgſchen Staatsregierung. 5 

9) An den im Gebiete des Fürſtenthums Schwarzburg belegenen Strecken 
der Saal⸗Eiſenbahn ſollen nur die Hoheitszeichen der Fürſtlichen Re⸗ 
gierung angebracht werden. s 

10) Der Fürſtlich Schwarzburgſchen Regierung bleibt vorbehalten, die 
Handhabung der ihr über die betreffenden Bahnſtrecken zuſtehenden 
Hoheitsrechte, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahnverwal⸗ 
tung einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen. 

Dieſe Behörde beziehungsweiſe dieſer Kommiſſarius hat die Be⸗ 
ziehungen der Fürſtlichen Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in 


allen Fällen zu en die nicht zum direkten Einſchreiten der zu⸗ 


ſtändigen Polizei⸗ oder Gerichtsbehörde geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich an dieſe Behörde beziehungs⸗ 
weiſe an dieſen Kommiſſar in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben ge⸗ 
hörenden Angelegenheiten zu wenden. 


Artikel IV. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung der Saal⸗ 
Eiſenbahn die Verkehrs⸗ und volkswirthſchaftlichen Intereſſen des Fürſtenthums 
Schwarzburg in gleichem Maße berückſichtigen, wie die entſprechenden Intereſſen 
der Preußiſchen Landestheile. Sie wird weder im Perſonen⸗ noch im Güter⸗ 
verkehre zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Zeit der Abfertigung 
oder hinſichtlich der Beförderungspreiſe einen Unterſchied machen. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Fürſtlich Schwarzburgſchen 
Gebiete ſtationirt ſind, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörig⸗ 
keitsverhältniſſtes. Die Beamten der im Fürſtenthum Schwarzburg belegenen 
Eiſenbahnſtrecken ſind rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten 
beziehungsweiſe den Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, 
im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren 
Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der⸗ 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Fürſtlich Schwarzburgſchen Staatsgebiets 
ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls 
geeignete Militäranwärter, unter welchen die Fürſtlichen Staatsangehörigen 
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gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu er⸗ 
mitteln ſind. 5 
Artikel V. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird anderen Eiſenbahnunternehmungen 
den Anſchluß an die Bahn auf den innerhalb des Fürſtenthums Schwarzburg 
delegenen Stationen auf Verlangen der Fürſtlichen Regierung nicht verſagen. 
Ueber die hierbei etwa erforderlich erſcheinenden beſonderen Vereinbarungen werden 
die hohen vertragſchließenden Regierungen ſich in jedem einzelnen Falle ver— 
ſtändigen. 

Artikel VI. . 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung und dem 
Betriebe der Saal-Eiſenbahn den übrigen im Fürſtenthum Schwarzburg ge⸗ 
legenen Eiſenbahnen unter Beachtung der allgemeinen Verkehrsintereſſen jede 
billige Rückſicht und Förderung zu Theil werden laſſen. 


Artikel VII. i 
Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrag 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


Berlin 27. Mai 
So geſchehen zu Rudolstadt“ den 27. Mai 1895. 


(L. S.) Kirchhoff. (L. S.) Hauthal. 
(L. S.) Lehmann. 


Anlage 9. 


Staatsvertrag 
zwiſchen 


Preußen und Reuß jüngerer Linie, betreffend die im Reußiſchen Staats⸗ 
gebiete belegene Theilſtrecke des Weimar⸗Gerager Eiſenbahnunternehmens. 


Unter der Vorausſetzung, daß mit der Weimar⸗Geraer Eiſenbahngeſellſchaft 

wegen des Ueberganges ihres Unternehmens auf den Preußiſchen Staat eine Ver⸗ 

ſtändigung herbeigeführt werden wird, haben zum Zwecke der hierdurch erforderlich 

werdenden anderweiten Regelung der Verhältniffe der zu dem genannten Unter⸗ 
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nehmen gehörigen Strecke, ſoweit dieſelbe auf Fürſtlich Reußiſchem N 
liegt, zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 


Allerhöchſtihren 1 Geheimen Ober⸗Regierungsrath Hermann 
Kirchhoff und 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann, 


Seine Durchlaucht der Erbprinz Reuß jüngere Linie im net 
Seiner Durchlaucht des regierenden Fürſten: 


Höchſtihren Geheimen Staatsrath Walther Engelhardt, 


von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Rati⸗ 
fikation, folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt. 


Artikel J. 

Die Fürſtlich Reußiſche Regierung erklärt ſich damit einverſtanden, daß 
das Weimar⸗Geraer Eiſenbahnunternehmen nach Maßgabe des zwiſchen der 
Preußiſchen Staatsregierung und der Weimar-Geraer Eiſenbahngeſellſchaft ab⸗ 
zuſchließenden Verſtaatlichungsvertrages auf den Preußiſchen Staat übergeht. 


Artikel II. 

Die Fürſtlich Reußiſche Regierung überträgt von dem Tage ab, an welchem 
die Direktion der Weimar⸗Geraer Eiſenbahngeſellſchaft die Verwaltung des Unter⸗ 
nehmens an die von der Königlich Preußiſchen Regierung zu bezeichnende König⸗ 
liche Behörde übergiebt, auf den Preußiſchen Staat das ihr nach den wegen 
der Weimar⸗Geraer Eiſenbahn abgeſchloſſenen Staatsverträgen, den Statuten 
der Meimar-Geraer Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie den der letzteren ertheilten Kon⸗ 
zeſſionen zuſtehende Aufſichtsrecht. 


Artikel III. 

Die Landeshoheit über die im Fürſtlich Reußiſchen Gebiete belegene Strecke 
der Weimar⸗Geraer Eiſenbahn bleibt der Fürſtlich Reußiſchen Regierung vor⸗ 
behalten, und ſoll hinfort unter Beobachtung der nachſtehenden Beſtimmungen 
ausgeübt werden: 

1) Die allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege in Bezug auf alle 
Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Fürſtlich Reußiſchen 
Staatsbehörden. 

2) Die Handhabung der Bahnpolizei auf der im Fürſtenthum Reuß 
jüngerer Linie belegenen Eiſenbahnſtrecke erfolgt durch die Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag 
der Königlich Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zuſtändigen 
Fürſtlichen Behörden in Pflicht zu en find, 
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3) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich 
der im Fürſtenthum Reuß jüngerer Linie belegenen Eiſenbahnſtrecke 
den betreffenden Fürſtlich Reußiſchen Organen ob. Dieſelben werden den 
Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 

4) Zu den Kommunalabgaben innerhalb des Fürſtlichen Gebietes wird 
die Weimar⸗Geraer Eiſenbahn nach denſelben Grundſätzen herangezogen 
werden, die für die Kommunalbeſteuerung der im Bezirke Gera 
bereits vorhandenen Preußiſchen Staatsbahnlinien Anwendung zu 
finden haben. 2 

5) An Stelle des Eiſenbahnabgabeantheils, welcher nach dem zwiſchen 
den Regierungen von Sachfen- Weimar, Sachſen-Altenburg und Reuß 
jüngerer Linie abgeſchloſſenen Staatsvertrage vom 26. März 1872 an 
dem Weimar⸗Geraer Eiſenbahnunternehmen dem Fürſtenthum Reuß 
jüngerer Linie zuſtehen würde, iſt für die Zeit vom 1. Januar 1895 
ab auf die Dauer von fünf Jahren eine Averſionalvergütung von 
jährlich 3000 Mark an die Fürſtlich Reußiſche Regierung zu zahlen. 

Nach Ablauf dieſer Friſt erfolgt die Erhebung dieſer Abgabe, 
ſofern nicht eine weitere Averſionirung zwiſchen den beiderſeitigen 
Regierungen vereinbart wird, nach den im Fürſtenthum Reuß jüngerer 
Linie für die Beſteuerung des Eiſenbahnbetriebes jeweilig geltenden 
geſetzlichen Beſtimmungen. Im Weiteren wird von dem Grund⸗ und 
Gebäudebeſitze des bezeichneten Eiſenbahnunternehmens die Grund⸗ und 
Gebäudeſteuer nach den allgemeinen Beſtimmungen der jeweiligen 
Landesgeſetzgebung erhoben. Die Fürſtliche Regierung verpflichtet ſich, 
von der zum Weimar⸗Geraer Eiſenbahnunternehmen gehörigen Linie 
anderweite Staatsſteuern nicht zu erheben. 

6) Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung, ſowie 
auf die Feſtſtellung des Fahrplans für die Weimar⸗Geraer Eiſenbahn 
ſteht der Fürſtlich Reußiſchen Regierung eine Einwirkung nicht zu, 
jedoch ſoll die Aufſtellung von Bahnhofsprojekten und die Aenderung 
des Perſonenzug⸗Fahrplans nur nach vorgängigem Benehmen mit der 
Fürſtlichen Regierung erfolgen, damit den Wünſchen derſelben die 
thunlichſte Berückſichtigung nicht verſagt werde. 

Es ſollen übrigens in den Tarifen für die Bahn keine höheren 
Einheitsſätze in Anwendung kommen, als in den allgemeinen Tarifen 
und den allgemeinen Ausnahmetarifen für die Bahnſtrecken des an⸗ 
grenzenden Preußiſchen Eiſenbahndirektionsbezirks. 

7) Für die Einziehung von Stationen leinſchließlich Halteſtellen und 
Haltepunkten), für die Neueinrichtung ſolcher innerhalb des Fürſtlich 
Reußiſchen Gebietes, ſowie für die Einſtellung des Betriebes auf der 
jetzt innerhalb des Fürſtenthums betriebenen Strecke der Weimar⸗ 

Geraer Eifenbahn iſt die Zuſtimmung der Fürſtlichen Regierung er⸗ 

forderlich. 
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8) Ein Recht auf den Erwerb der im Fürſtlichen Gebiete belegenen Strecke 
der Weimar⸗Geraer Eiſenbahn wird die Fürſtlich Reußiſche Regierung 
nicht in Anſpruch nehmen; dagegen bedarf ein Verkauf der gedachten 
Bahn oder einzelner Strecken derſelben, ſoweit ſie auf Fürſtlich 
Reußiſchem Gebiete liegen, an einen anderen Käufer, als das Reich, 
ebenſo die Uebertragung des Betriebes auf einen anderen Betriebs⸗ 
unternehmer, der Zuſtimmung der Fürſtlich Reußiſchen Staats⸗ 
regierung. 

9) An der im Gebiete des Fürſtenthums Reuß jüngerer Linie belegenen 
Strecke der Weimar⸗Geraer Eiſenbahn ſollen nur die Hoheitszeichen 
der Fürſtlichen Regierung angebracht werden. 

10) Der Fürſtlich Reußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, die Hand: 
habung der ihr über die betreffende Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheits⸗ 
rechte, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahnverwaltung 
einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen. 

Dieſe Behörde beziehungsweiſe dieſer Kommiſſarius hat die Be— 
ziehungen der Fürſtlichen Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in 
allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der zu⸗ 
ſtändigen Polizei- oder Gerichtsbehörde geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich an dieſe Behörde beziehungs⸗ 
weiſe an dieſen Kommiſſar in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben ge⸗ 
hörenden Angelegenheiten zu wenden. 


Artikel IV. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung der zur 
Zeit dem Weimar⸗Geraer Eiſenbahnunternehmen angehörigen Bahnſtrecken die 
Verkehrs- und volkswirthſchaftlichen Intereſſen des Fürſtenthums Reuß jüngerer 
Linie in gleichem Maße berückſichtigen, wie die entſprechenden Intereſſen der 
Preußiſchen Landestheile. Sie wird weder im Perſonen- noch im Güterverkehr 
zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Zeit der Abfertigung oder 
hinſichtlich der Beförderungspreiſe einen Unterſchied machen. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Fürſtlich Reußiſchen Gebiete 

ſtationirt ſind, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörigkeits— 
verhältniſſes. 
Die Beamten der im Fürſtenthum Reuß jüngerer Linie belegenen Eiſen⸗ 
bahnſtrecke find rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten be 
ziehungsweiſe den Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, 
im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren 
Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der— 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Fürſtlich Reußiſchen Staatsgebiets ſoll auf 
Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls geeignete 
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Militäranwärter, unter welchen die Fürſtlich Reußiſchen Staatsangehörigen gleich: 
falls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu er⸗ 
mitteln ſind. a 

Artikel V. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird anderen Eiſenbahnunternehmungen 
den Anſchluß an die Bahn auf den innerhalb des Fürſtenthums Reuß jüngerer 
Linie belegenen Stationen auf Verlangen der Fürſtlichen Regierung nicht verſagen. 
Ueber die hierbei etwa erforderlich erſcheinenden beſonderen Vereinbarungen werden 
die hohen vertragſchließenden Regierungen ſich in jedem einzelnen Falle ver⸗ 
ſtändigen. 

Artikel VI. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung und dem 
Betriebe der Meimar-Geraer Eiſenbahn den übrigen im Fürſtenthum Reuß 
jüngerer Linie gelegenen Eiſenbahnen unter Beachtung der allgemeinen Verkehrs- 
intereffen jede billige Rückſicht und Förderung zu Theil werden laſſen. 


Artikel VII. 

Die Fürſtlich Reußiſche Regierung hat für die Stammaktien der Weimar⸗ 
Geraer Eiſenbahn eine Zinsgarantie geleiſtet, aus welcher ihr unter beſtimmten 
Modalitäten ein Anſpruch auf Erſtattung zuſteht. 

Zur Ablöſung dieſes Anſpruches wird die Königlich Preußiſche Regierung 
der Fürſtlich Reußiſchen Regierung drei Monate nach dem Uebergange des vor⸗ 
genannten Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat einen Baarbetrag 
von 60 000 Mark zahlen. 

Hiergegen verzichtet die Fürſtlich Reußiſche Regierung auf Rückzahlung des 
Reſtes der von ihr geleiſteten Vorſchüſſe. ü 


Artikel VIII. 
Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


Gen den 27. Mai 1895. 


So geſchehen zu 


(L. S.) Kirchhoff. (L. S.) Engelhardt. 
(L. S.) Lehmann. 
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(Nr. 9772.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Bayern, betreffend die Bahnſtrecke zwiſchen 
Lichtenfels und der Bayeriſch⸗Sachſen⸗Coburgiſchen Landesgrenze. Vom 
15. Mai 1895. 


Saine Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit Prinz 
Luitpold, des Königreichs Bayern Verweſer, im Namen Seiner Majeſtät des 
Königs haben zum Zwecke einer Vereinbarung über den Betrieb der Bayeriſchen 
Bahnſtrecke zwiſchen Lichtenfels und der Bayeriſch⸗Sachſen⸗Coburgiſchen Landes⸗ 
grenze zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Hermann 
Kirchhoff 
und 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann, 
Seine Königliche Hoheit Prinz Luitpold, des Königreichs Bayern 
Verweſer: 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor Karl Ritter von Oswald 
und 
Allerhöchſtihren Generaldirektionsrath Johann Stephan, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation folgenden Vertrag 
abgeſchloſſen haben: 
Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche Staatsregierung tritt mit der Uebernahme des 
Betriebes der Werra⸗Eiſenbahn in die Verhältniſſe ein, welche hinſichtlich der 
Betriebsführung auf der Bahnſtrecke von Lichtenfels zur Bayeriſch⸗Sachſen⸗ 
Coburgiſchen Landesgrenze vermöge des Vertrages vom 25 N 1857, dann 
des Uebereinkommens vom 29.26. Juli 1890 zwiſchen der Königlich Bayeriſchen 
Staatsregierung und der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft beſtehen, ſoweit die Be⸗ 
ſtimmungen des bezeichneten Vertrages und Uebereinkommens noch anwendbar 
und nicht im Nachfolgenden abgeändert ſind. 


Artikel 2. 


Für den Betriebswechſel und die Dienſtführung auf dem Bahnhofe 
Lichtenfels ſollen die Beſtimmungen des Vertrages zwiſchen der Generaldirektion 
der Königlich Bayeriſchen Staatseiſenbahnen und der Direktion der Werra⸗ 


Eiſenbahngeſellſchaft vom 18. Nenner 1850 in Geltung bleiben, ſo zwar, daß 


an die Stelle der letzteren die Preußiſche Staatseiſenbahnverwaltung tritt. 


a ne N 
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Artikel 3. 15 id 

Die volle Landeshoheit ſammt der Ausübung der Juſtiz⸗ und Polizei⸗ 
gewalt verbleibt der Königlich Bayeriſchen Staatsregierung. 

Die Bahnpolizei wird von dem von der Königlich Preußiſchen Staats⸗ 
regierung aufgeſtellten Bahnperſonal ausgeübt und das letztere hierfür von den 
zuſtändigen Bayeriſchen Behörden verpflichtet. 

Die Königlich Bayeriſche Staatsregierung wird Vorſorge treffen, daß das 
Bahnperſonal in der Ausübung der bahnpolizeilichen Funktionen auf Bayeriſchem 
Staatsgebiete von den Behörden die nothwendige Unterſtützung erhält. 


Artikel 4. f 


Bei der Anſtellung der unteren Bedienſteten innerhalb des Bayeriſchen 
Staatsgebietes ſoll auf Bayeriſche Staatsangehörige vorzugsweiſe Rückſicht ge⸗ 
nommen werden, ſofern geeignete Militäranwärter, unter welchen die Bayeriſchen 
Staatsangehörigen gleichfalls den Vorzug haben, nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel 5. 

Die Tarifſätze für den Perſonen⸗ und Güterverkehr ſollen auf der Pacht⸗ 
ſtrecke die dermalen auf der Werra⸗Eiſenbahn beſtehenden nicht überſteigen. Die 
Fahrpläne für die in Lichtenfels ein⸗ und ausgehenden Züge werden im beider⸗ 
ſeitigen Einvernehmen feſtgeſtellt. 


Artikel 6. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung wird von dem nach Artikel 6 des 
Uebereinkommens vom 29./ 26. Juli 1890 ihr zustehenden Rechte keinen Ge⸗ 
brauch machen. 

Der Bayerifchen Regierung ſoll aber vorbehalten fein, nach Umfluß der 
erſten drei Jahre nach Uebernahme des Betriebes der Werra⸗Eiſenbahn durch 
die Preußiſche Staatseiſenbahnverwaltung jeweilig nach Ablauf eines Betriebs- 
jahres eine angemeſſene Erhöhung des Pachtgeldes für den Fall anzuſprechen, 
daß die nach den Grundſätzen der Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung zu 
ermittelnden Betriebsergebniſſe der Strecken des dermaligen Werra⸗Eiſenbahn⸗ 
unternehmens (einfchließlich der Pachtſtrecke) ein höheres Reinerträgniß als 
3 Prozent gewähren. i 


Artikel 7. 


Gegenwärtiger, in zwei Exemplaren ausgefertigter Vertrag ſoll beiderſeits 
zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt werden. 
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Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll im Wege des Schrift: 
wechſels erfolgen. a 
So geſchehen zu Berlin, den 15. Mai 1895. 


(. S.) Kirchhoff. (L. S.) Oswald. 
(L. S.) Lehmann. (L. S.) Stephan. 


Die im F. 1 unter 4a bis f des oben unter Nr. 9771 (S. 315) abgedruckten 
Geſetzes bezeichneten Staatsverträge ſowie der vorſtehende Staatsvertrag zwiſchen 
Preußen und Bayern vom 15. Mai 1895 ſind ratifizirt worden und hat die 
Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſtattgefunden. 


Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriunns. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


